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... Zahl fällt später an

/ keine Angabe, da Zahl nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschränkt, da Zahl statistisch unsicher 
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r revidiert

s geschätzt
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 Anzahl je 1 000 Einwohner
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1) Stand des Unternehmensregisters: 31.12.2005.

Unternehmen1) 2005 nach Bundesländern

Hohe Bedeutung des Mittel-

standes in Rheinland-Pfalz

92 % der Unternehmen haben 

weniger als 10 Beschäftigte

Fast 92 % der rund 172 600 rhein-

land-pfälzischen Unternehmen hat-

ten im Jahr 2005 weniger als 10 

sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigte, gehörten also nach den Defi-

nitionen der Europäischen Union zu 

den Kleinstunternehmen. Das hat die 

aktuelle Auswertung des Unterneh-

mensregisters ergeben. 6,6 % der 

Unternehmen zählten zu den kleinen 

(10 bis 49 sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigte) sowie 1,4 % zu den mitt-

leren Unternehmen (50 bis 249 sozi-

alversicherungspflichtig Beschäftigte). 

Damit gehören 99,8 % aller rheinland-

pfälzischen Unternehmen in die auch 

unter dem Oberbegriff „Mittelstand“ 

zusammengefassten Kategorien 

„Kleinstunternehmen sowie kleine 

und mittlere Unternehmen (KMU)“.

Bei diesen insgesamt 172 192 KMU 

standen knapp 70 % der im Unter-

nehmenssektor tätigen sozialver-

sicherungspflichtig Beschäftigten 

unter Vertrag; das waren 647 578 

Personen, welche die hohe Bedeu-

tung des Mittelstands in Rheinland-

Pfalz unterstreicht. Der Anteil der 

großen Unternehmen mit 250 und 

mehr sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten am Gesamtbestand 

der Unternehmen betrug nur 0,2 %, 

jedoch entfielen auf sie 30,6 % der 

sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigten. Diese Struktur der Unterneh-

menspopulation in Rheinland-Pfalz 

entspricht in etwa dem bundesweiten 

Gesamtbild.

Knapp ein Viertel der Unternehmen 

mit 14,9 % der sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten gehörten 

dem Wirtschaftsabschnitt „Handel; 

Instandhaltung und Reparatur von 

Kraftfahrzeugen und Gebrauchs-

gütern“ an. Es folgte der Abschnitt 

„Grundstücks- und Wohnungswesen, 

Vermietung beweglicher Sachen, Er-

bringung von wirtschaftlichen Dienst-

leistungen“, zu dem beispielsweise 

Fahrzeugvermieter, Softwarehäuser, 

Das Unternehmensregister

ist eine regelmäßig aktualisierte Da-
tenbank mit wirtschaftlich aktiven 
sowie inaktiv gewordenen Unter-
nehmen und Betrieben aus nahezu 
allen Wirtschaftsbereichen mit steu-
erbarem Umsatz aus Lieferungen 
und Leistungen und sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten. Unter-
nehmen ohne Umsatzsteuerpflicht 
und ohne sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigte bleiben unberück-
sichtigt. Nicht enthalten sind die 
Wirtschaftsabschnitte „Land- und 
Forstwirtschaft“, „Fischerei und 
Fischzucht“, „Öffentliche Verwal-
tung, Verteidigung, Sozialversi-
cherung“, „Private Haushalte mit 
Hauspersonal“ sowie „Exterrito-
riale Organisationen und Körper-
schaften“. Quellen zur Pflege des 
Registers sind zum einen Dateien 
aus Verwaltungen, wie der Bundes-
agentur für Arbeit und der Finanz-
behörden, zum anderen Angaben 
aus einzelnen Bereichsstatistiken, 
wie z. B. aus Erhebungen des pro-
duzierenden Gewerbes, des Han-
dels, des Dienstleistungsbereichs 
usw. Die nebenstehenden Angaben 
in diesem Text beziehen sich auf 
Unternehmen, die im Jahr 2005 
aktiv waren und die im Jahr 2003 
umsatzsteuerpflichtig waren und/
oder sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte hatten. Das Unterneh-
mensregister wird von den statisti-
schen Ämtern der einzelnen Bun-
desländer geführt. Das Statistische 
Bundesamt verfügt über zusam-
mengespielte Kopien der Länder-
register. Das Register ermöglicht 
eigenständige Auswertungen und 
dient als wichtiges Instrument zur 
rationellen Unterstützung statisti-
scher Erhebungen. Es trägt dadurch 
zur Entlastung der Wirtschaft bei.
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Unternehmensberater, Ingenieure 

und Gebäudereiniger gehören, mit 

21,4 % der Unternehmen und 9,3 % 

der sozialversicherungspflichtig Be-

schäftigten. Den dritthöchsten An-

teil an den Unternehmen hatte das 

„Verarbeitende Gewerbe“ mit 11,1 %; 

hier waren 30,6 % der sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten tätig. Auf 

diesen Wirtschaftsabschnitt entfielen 

mit 39 % die meisten der großen Un-

ternehmen mit insgesamt 140 852 

sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigten.

Mit einer Unternehmensdichte von 

42,5 Unternehmen je 1 000 Ein-

wohner nahm Rheinland-Pfalz im 

vergangenen Jahr im Vergleich der 

Bundesländer den dritten Platz hinter 

Hamburg und Bayern ein.

Für immer mehr Beschäftigte 

sind Arbeitszeiten von 40 und 

mehr Stunden normal

Rund 45 % der 1,8 Mill. Erwerbstätigen 

in Rheinland-Pfalz arbeiteten im ver-

gangenen Jahr 40 Stunden und mehr 

in der Woche. Dieser Anteil lag zehn 

Jahre zuvor noch bei knapp 32 %. Im 

Jahr 1995 hatten bei den Männern 

nur rund 40 %, im Jahr 2005 schon 

mehr als 60 % eine Wochenarbeitszeit 

von 40 und mehr Stunden. Jede fünf-

te erwerbstätige Frau arbeitete 1995 

so lange. Heute ist es jede Vierte.

Während viele Vollzeitbeschäftigte 

immer länger arbeiten, nimmt ein 

wachsender Teil der Erwerbstätigen 

eine Tätigkeit mit deutlich reduzierter 

Arbeitszeit wahr. So gingen im Jahr 

Jahren von knapp 2 % auf fast 6 % 

erhöhte, gewinnt die Teilzeitarbeit  

für Frauen eine noch größere Bedeu-

tung; der Anteil der teilzeitbeschäf-

tigten Frauen lag im Jahr 2005 bei 

36 %, 1995 waren es 28 %. 

2005 rund 19 % aller Erwerbstätigen 

einer Teilzeitbeschäftigung mit we-

niger als 21 Stunden in der Woche 

nach. 1995 waren es etwas mehr als 

12 %. Während sich bei den Männern 

der Anteil in den vergangenen zehn 
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Einzelhandel mit positiver  

Tendenz im 1. Quartal 2006

Der rheinland-pfälzische Einzelhan-

del – ohne Kraftfahrzeughandel und 

ohne Tankstellen – registrierte im 

ersten Quartal des Jahres 2006 ein 

Umsatzplus. Die Umsätze stiegen 

gegenüber den ersten drei Mona-

ten 2005 nominal, also zu jeweiligen 

Preisen, um 1,5 %. Real, d. h. um 

Preisveränderungen bereinigt, lag 

das Umsatzplus bei 0,7 %. Bundes-

weit nahmen die Umsätze des Einzel-

handels nominal um 1,2 % und real 

ebenfalls um 0,7 % zu.

Wie schon im vergangenen Jahr  

verzeichneten die Apotheken und  

der Fachhandel mit medizinischen, 

orthopädischen und kosmetischen 

Artikeln weiterhin deutliche Umsatz-

steigerungen. Der Einzelhandel mit 

Waren verschiedener Art – hierzu 

zählen Verbrauchermärkte, SB-Wa-

renhäuser, Supermärkte und sonsti-

ge Lebensmittelmärkte – verbuchte 

ebenfalls ein Umsatzplus. Nach 

rückläufigen Zahlen im Jahr 2005 

zeigte sich im 1. Quartal auch für die 

Fachhändler von Nahrungsmitteln, 

Getränken und Tabakwaren ein po-

sitives Ergebnis. Die Umsätze des 

sonstigen Facheinzelhandels, der  

u. a. den Handel mit Textilien, Beklei-

dung, Schuhen, Lederwaren, Mö-

beln und Einrichtungsgegenständen 

umfasst, sind hingegen leicht zurück

gegangen.

Die Beschäftigtenentwicklung war in 

den ersten drei Monaten ebenfalls po-

sitiv, wobei die Zahl der Teilzeitkräfte 

überdurchschnittlich anstieg. Demge-

genüber blieb die Zahl der Vollzeitbe-

schäftigten nahezu konstant.

Die Daten stammen aus der monatli-

chen Stichprobenerhebung bei etwa 

1 800 Einzelhandelsunternehmen in 

Rheinland-Pfalz. Das sind rund 9 % 

aller Einzelhändler. Die Angaben für 

Filialbetriebe von Einzelhandelsketten 

mit Sitz in einem anderen Bundesland 

sind in den Ergebnissen enthalten. 

Der Schlag trifft überwiegend 

Ältere

3 337 Rheinland-Pfälzer  

starben an den Folgen von 

Schlaganfällen

In rheinland-pfälzischen Krankenhäu-

sern wurden im Jahr 2004 mehr als 

19 300 Schlaganfallpatientinnen und 

-patienten vollstationär behandelt. 

Betroffen waren knapp 10 250 Frauen 

und 9 100 Männer. 1 435 Menschen 

starben während ihres Krankenhaus-

aufenthaltes.

Im Jahr 2004 erlagen insgesamt 

3 337 Rheinland-Pfälzerinnen und 

Rheinland-Pfälzer den Folgen eines 

Schlaganfalls. Das spezifische Ster-

berisiko ist in den vergangenen Jah-

ren deutlich zurückgegangen. So lag 

die altersstandardisierte Sterberate 

Ende der 1990er-Jahre noch bei 

rund 55 Sterbefällen je 100 000 Ein-

Veränderung gegenüber dem 1. Quartal 2005 in %
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wohner. Inzwischen werden Werte 

von etwa 44 Schlaganfalltoten je  

100 000 Einwohner registriert. Zu  

diesem deutlichen Absinken des  

Sterberisikos dürfte beigetragen 

haben, dass in den vergangenen Jah-

ren die Akutversorgung von Schlag-

anfallpatientinnen und -patienten in 

Rheinland-Pfalz deutlich verbessert 

wurde.

Ein Schlaganfall wird durch eine 

Durchblutungsstörung des Gehirns 

verursacht, in deren Folge die Ner-

venzellen des Gehirns nicht mehr 

ausreichend mit Sauerstoff und Nähr-

stoffen versorgt werden. Die häufigs-

te Ursache hierfür ist, dass ein zum 

Gehirn führendes Blutgefäß durch 

eine Arteriosklerose oder durch kleine 

Blutgerinnsel verstopft wird. 

Wie aus Berechnungen des Statis-

tischen Bundesamtes hervorgeht, 

verursachten zerebrovaskuläre 

Krankheiten (Erkrankungen der Ge-

hirngefäße) im Jahr 2002 bundesweit 

Kosten von mehr als 7,8 Mrd. Euro, 

das waren rund 90 Euro je Einwoh-

ner. Mit rund 6,4 Mrd. Euro wurden 

mehr als 80 % dieser Gesamtsumme 

für 65-Jährige und Ältere ausgege-

ben. Das Risiko, einen Schlaganfall 

zu erleiden, steigt mit zunehmendem 

Alter kontinuierlich an. 

Fahrzeuguntersuchungen 2005

1,3 Mill. Kraftfahrzeuge auf dem 

Prüfstand

Im Rahmen der vorgeschriebenen 

Hauptuntersuchung führten die 

Überwachungsinstitutionen im Jahr 

2005 rund 1,3 Mill. Prüfungen an 

Kraftfahrzeugen und Anhängern auf 

Verkehrssicherheit und vorschrifts-

mäßigen Zustand durch. Das waren 

2,5 % mehr als im Vorjahr.

Bei den untersuchten Fahrzeugen 

handelte es sich überwiegend um 

Personenkraftwagen (72 %). Von den 

insgesamt 968 366 Personenkraftwa-

gen erhielt etwas mehr als die Hälfte 

einen Mängelbericht, allein 525 wur-

den aufgrund der Prüfung sogar aus 

dem Verkehr gezogen. Die höchste 

Mängelquote verzeichneten Busse, 

Lastkraftwagen und sonstige Kraft-

fahrzeuge, von denen knapp 59 % 

beanstandet wurden. Wie auch in den 

Vorjahren schnitten die Krafträder am 

besten ab. Rund vier von fünf Krafträ-

dern waren ohne Mängel; damit wies 

Anzahl je 100 000 Einwohner der jeweiligen Altersgruppe
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männlich weiblich

1) Abgegrenzt auf Grundlage der Positionen G45, I61, I62, I63, I64 und I69 der ICD-10.

In rheinland-pfälzischen Krankenhäusern vollstationär  
versorgte Schlaganfallpatientinnen und -patienten1) 2004

%Anzahl

Darunter

Kraftomnibusse,
Lastkraftwagen

und sonstige
Kraftfahrzeuge

Kraft-
räder

Personen-
kraftwagen

Fahrzeuge
insgesamt
(einschl.  

Kfz-Anhänger)

Ohne festgestellte Mängel		  690 001  	 51,4  	 469 662  	 48,5  	 67 719  	 78,1  	 37 930  	 41,1  

Geringe Mängel		  411 294  	 30,6  	 308 493  	 31,9  	 12 883  	 14,9  	 31 682  	 34,3  

Erhebliche Mängel		  239 949  	 17,9  	 189 686  	 19,6  	 6 089  	 7,0  	 22 610  	 24,5  

Verkehrsunsicher		  851  	 0,1  	 525  	 0,1  	 28  	 0,0  	 139  	 0,2  

Insgesamt		 1 342 095  	 100  	 968 366  	 100  	 86 719  	 100  	 92 361  	 100  

Untersuchungen von Kraftfahrzeugen 2005 
nach Fahrzeugarten und Schwere der Mängel

Schwere der 
Mängel

%Anzahl%Anzahl%Anzahl
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diese Kraftfahrzeugsparte weiterhin 

die höchste Verkehrssicherheit auf.

Weniger Verkehrsopfer im 

ersten Quartal 2006

Bei Verkehrsunfällen kamen in Rhein-

land-Pfalz in den ersten drei Mona-

ten dieses Jahres 47 Menschen ums 

Leben; das waren 16 weniger als im 

ersten Quartal 2005. Die Zahl der 

Schwerverletzten sank um 4,3 % auf 

730, die der Leichtverletzten um 11 % 

auf 3 235. Die Zahl der Unfälle nahm 

dagegen um knapp 5 % auf rund  

30 100 zu.

Im Monat März verloren 21 Menschen 

durch Verkehrsunfälle ihr Leben, so 

viele wie im gleichen Vorjahresmonat. 

268 Menschen wurden schwer ver-

letzt, das waren 6,9 % weniger als ein 

Jahr zuvor. Leichte Verletzungen erlit-

ten 1 203 Verkehrsteilnehmer, 5,2 % 

weniger als im Vorjahresmonat. Insge-

samt zählte die Polizei 10 885 Unfälle, 

11,4 % mehr als im März 2005.

67 Wissenschaftler erlangen Lehr-

berechtigung an Hochschulen

Sechs von zehn Habilitationsver-

fahren an der Universität Mainz 

An den wissenschaftlichen Hochschu-

len in Rheinland-Pfalz habilitierten sich 

im vergangenen Jahr  insgesamt 20 

Frauen und 47 Männer. Sie erbrachten 

mit dieser akademischen Prüfung den 

Nachweis ihrer wissenschaftlichen 

Lehrbefähigung, dürfen künftig den 

Titel „Privatdozentin“ bzw.  „Privat-

dozent“ führen und können sich mit 

dieser Qualifikation nunmehr um eine 

Hochschulprofessur bewerben. 

Das durchschnittliche Habilitations-

alter lag mit 40,9 Jahren um 1,4 Jahre 

höher als 2004. Knapp die Hälfte der 

Neuhabilitierten hatte bereits das 

40. Lebensjahr vollendet. Der ältes-

te Kandidat war 53, der jüngste 31 

Jahre alt.

Die meisten Habilitationsarbeiten (42) 

wurden an der Johannes Gutenberg-

Universität Mainz eingereicht. Es 

folgten die Technische Universität Kai-

serslautern sowie die Universität Trier 

mit jeweils acht Habilitationsschriften. 

An der Universität Koblenz-Landau 

habilitierten sich sieben und an der 

Wissenschaftlichen Hochschule für 

Unternehmensführung Vallendar zwei 

Wissenschaftler.

Von den 67 Lehrbefähigungen ent-

fallen 20 auf humanmedizinisch/ge-

sundheitswissenschaftliche  und 19 

auf sprach- und kulturwissenschaft-

liche Fächer. 13 Habilitationsschriften 

befassen sich mit mathematisch-

naturwissenschaftlichen Fachgebie-

ten, 11 Schriften behandeln rechts-, 

wirtschafts- bzw. sozialwissenschaft-

liche Fragestellungen.

49 Neuhabilitierte (73 %) standen zum 

Zeitpunkt der Habilitation in einem 

Beschäftigungsverhältnis zur Hoch-

schule, 20 von ihnen in einer Dauer-

stellung und 29 in einem befristeten 

Arbeitsverhältnis.

Junge Frauen bevorzugen nach 

wie vor „klassische“ Frauenberufe

Junge Frauen in Rheinland-Pfalz ver-

fügen über eine gute Schulbildung. 

Bei der Berufswahl konzentrieren 

sie sich allerdings nach wie vor auf 

wenige Berufe und nutzen damit nur 

sehr eingeschränkt ihre breit ange-

legte Qualifikation. So verteilten sich 

im Ausbildungsjahr 2004 knapp 58 % 

der weiblichen „Azubis“ auf nur zehn 

Berufe. Der am häufigsten gewählte 

Ausbildungsgang war Bürokauffrau  
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(2 912), gefolgt von Arzthelferin (2 475) 

und Friseurin (1 852). Die weiteren 

Plätze belegten die Berufe Zahnme-

dizinische Fachangestellte (1 832), 

Fachverkäuferin im Nahrungsmittel-

handwerk (1 663) und Industriekauf-

frau (1 506). Unter den zehn am häu-

figsten gewählten Berufen war kein 

einziger mit technischer Ausrichtung. 

Das Berufswahlverhalten der jungen 

Frauen hat sich insoweit in den letz-

ten zehn Jahren nur unwesentlich 

verändert. 

Das gleiche Bild zeigt sich auch 

beim akademischen Nachwuchs. 

Zwar sind nach den Ergebnissen im 

Wintersemester 2005/06 die Hälf-

te der Studierenden an rheinland-

pfälzischen Hochschulen Frauen, 

in technischen und naturwissen-

schaftlichen Studiengängen sind sie 

jedoch eindeutig unterrepräsentiert. 

36 % der rund 50 800 Studentinnen 

immatrikulierten sich in sprach- und 

kulturwissenschaftlich ausgerichte-

ten Fächern; sie sind damit in diesem 

Bereich mit einem Anteil von 71 % 

vertreten. 31 % der Studentinnen 

wählten Studienfächer der Rechts-, 

Wirtschafts- und Sozialwissen-

schaften. Der Frauenanteil liegt hier 

bei 47 %. Lediglich 14 bzw. 7 % der 

Studentinnen belegen mathema-

tisch-naturwissenschaftliche bzw. 

ingenieurwissenschaftliche Diszipli-

nen. Die Frauenanteile in diesen bei-

den Fächergruppen liegen damit bei 

38 bzw. 28 %.

Wenn der Vater mit dem Sohne

Jeder fünfte Alleinerziehende 

ist ein Mann

Knapp 20 % der 144 000 Alleiner-

ziehenden in Rheinland-Pfalz sind 

Männer. Sie haben für die Erziehung 

von rund 35 000 Kindern zu sorgen. 

Die Gesamtzahl der Alleinerziehen-

den hat sich in Rheinland-Pfalz von 

1994 bis 2004 um 21 % erhöht. Da-

mals wie heute kümmerten sich je-

doch vorwiegend die Mütter um den 

Nachwuchs.

Während es 1994 knapp 21 000 allein 

erziehende Männer gab, hatten zehn 

Jahre später etwas mehr als 26 000 
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Väter ihre Kinder allein zu betreuen. 

Fast drei Viertel der allein erziehen-

den Väter kümmern sich heute um 

die Erziehung eines Kindes, gut 25 % 

versorgen zwei oder mehr Kinder.

Im Jahr 2004 waren 43 % der allein 

erziehenden Männer und Frauen im 

Land geschieden. 39 % lebten von 

ihrem Partner getrennt oder waren 

verwitwet. 18 % der Befragten, die mit 

ihren Kindern allein in einem Haushalt 

lebten, war ledig.

Weniger Frauen mit Kindern im 

Haushalt

Im Jahr 2004 hatten sich rund  

610 000 rheinland-pfälzische Müt-

ter um insgesamt 1 030 600 Kinder 

zu kümmern. Damit gab es im Land  

fast 5 % weniger Frauen mit Kindern  

als noch vor zehn Jahren. Damals  

hatten 641 500 Mütter noch  

1 057 500 Kinder in ihrem Haushalt 

zu versorgen.

Der Anteil der Mütter, die mehr als 

ein Kind im Haushalt betreuen, hat 

allerdings zugenommen. Von den 

heutigen Müttern in Rheinland-Pfalz 

haben rund 48 % ein Kind, drei Pro-

zentpunkte weniger als zehn Jahre 

zuvor. Entsprechend stieg der Anteil 

der Mütter mit zwei Kindern von 36 

auf nunmehr 39 %. Wie vor zehn Jah-

ren betreut auch heute nur noch jede 

siebte Mutter drei und mehr Kinder. 

Immer mehr Mütter bringen familiäre 

und berufliche Verpflichtungen in Ein-

klang. Während vor zehn Jahren der 

Anteil der erwerbstätigen Mütter an 

allen Müttern noch bei 49 % lag, ste-

hen heute immerhin 59 % der Mütter 

auch im Beruf „ihren Mann“. Neun 

von zehn dieser Frauen haben dabei 

ein oder zwei Kinder zu versorgen.

Die Daten stammen aus den Mikro-

zensusbefragungen 1994 und 2004. 

Als Mütter gelten Frauen, die mit ihren 

eigenen Kindern sowie Stief-, Adop-

tiv- oder Pflegekindern in einem ge-

meinsamen Haushalt leben. In Rhein-

land-Pfalz werden im Rahmen des 

Mikrozensus jährlich 18 000 Haus-

halte befragt.

Zahl der landwirtschaftlichen 

Betriebe seit Anfang der 

1990er-Jahre nahezu halbiert 

Die Zahl der landwirtschaftlichen  

Betriebe in Rheinland-Pfalz hat sich 

seit Anfang der 1990er-Jahre nahezu 

halbiert. Im Jahr 2005 gab es insge-

samt 27 347 landwirtschaftliche Be-

triebe, 1991 waren es noch 51 506. 

Die Zahl der Haupterwerbsbetriebe 
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ist von 21 598 im Jahr 1991 auf 

10 100 im Jahr 2005 gesunken. Ein 

Haupterwerbslandwirt bewirtschaf-

tete im Jahr 2005 durchschnittlich  

44,9 ha, 1991 waren es noch 24,3 ha.

Gesamtwirtschaftlich hat die Land-

wirtschaft in Rheinland-Pfalz wei-

ter an Bedeutung verloren. Im Jahr 

1991 trug sie noch 2,1 % zur Brut-

towertschöpfung bei, im Jahr 2005 

lag dieser Anteil bei 1,2 %. Auch in 

der Zahl der Arbeitsplätze wird der 

Wandel deutlich. Anfang der 1990er-

Jahre hatten in der Landwirtschaft 

fast 106 000 Personen (ohne Saison-

kräfte) eine Voll- oder Teilzeitbeschäf-

tigung, im Jahr 2005 waren es noch 

knapp 59 000. 

Ähnlich verlief die Entwicklung in dem 

für Rheinland-Pfalz bedeutenden 

Weinbau. Auch hier hat sich die 

Zahl aller Betriebe wie auch die der 

Haupterwerbswinzer seit Anfang der 

1990er-Jahre halbiert. 

Diese und zahlreiche andere Infor-

mationen rund um Landwirtschaft 

und Weinbau enthalten zwei der 

dieser Ausgabe der Statistischen 

Monatshefte beigelegten Faltblätter. 

Sie können auch kostenfrei aus dem 

Internetangebot des Statistischen 

Landesamtes (www.statistik.rlp.de) 

als PDF-Datei heruntergeladen wer-

den. Solange der Vorrat reicht, können 

außerdem Printexemplare kostenfrei 

beim Statistischen Landesamt Rhein-

land-Pfalz, Vertrieb der Veröffentli-

chungen, 56128 Bad Ems, bezogen 

werden. Telefax: 02603 71-194322,  

E-Mail: vertrieb@statistik.rlp.de.

Landwirtschaft wird von Famili-

enbetrieben dominiert

Personengesellschaften be-

wirtschaften deutlich größere 

Flächen

Trotz des Trends zu immer größe-

ren landwirtschaftlichen Betrieben 

wurden im Jahr 2005 noch 93 % der 

27 300 Betriebe in Rheinland-Pfalz 

als Familienbetrieb, d. h. als Einzel-

unternehmen, bewirtschaftet. Mit 

1 800 blieb die Zahl der Betriebe, 

die im Jahr 2005 in Form einer Per-

sonengesellschaft geführt wurden, 

gegenüber 1999 nahezu konstant. 

Sie wiesen jedoch eine deutliche 

Zunahme der bewirtschafteten Flä-

che auf. Mittlerweile werden 90 000 

Hektar oder 13 % der landwirtschaft-

lich genutzten Fläche des Landes 

(719 000 ha) von Personengesell-

schaften genutzt. Gegenüber 1999 

stellt das eine Zunahme von 30 % dar. 

Diese Betriebe waren darüber hinaus 

mit durchschnittlich 50 ha doppelt 

so groß wie die Familienbetriebe. Die 

Landwirte bevorzugen bei der Grün-

dung einer Personengesellschaft die 

Rechtsform einer Gesellschaft bür-

gerlichen Rechts (GbR). Sonstige 

Rechtsformen, wie zum Beispiel eine 

GmbH oder Aktiengesellschaft, sind 

in der rheinland-pfälzischen Landwirt-

schaft ohne Bedeutung.

Im Jahr 2005 wurden knapp 42 % 

der Familienbetriebe im Haupterwerb 

bewirtschaftet. Bundesweit wurden 

nach den vorläufigen Ergebnissen 

44 % der 365 000 Familienbetriebe 

als Haupterwerbsbetrieb geführt. Seit 

1999 nahm der Anteil der Haupter-

werbsbetriebe in Rheinland-Pfalz 

um knapp drei Prozentpunkte zu, da 

durch den anhaltenden Strukturwan-

del in der Landwirtschaft verstärkt 

Nebenerwerbsbetriebe aufgegeben 

wurden. Größere Unterschiede wei-

sen Haupt- und Nebenerwerbsbe-

triebe bei den durchschnittlich bewirt-

schafteten Flächen auf. Während ein 

Haupterwerbsbetrieb 2005 im Durch-

schnitt über 45 ha landwirtschaftlich 

genutzte Fläche verfügte, kamen die 

Nebenerwerbsbetriebe mit 12 ha nur 

auf gut ein Viertel dieser Flächenaus-

stattung.

Haupterwerbs-
betriebe
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Nebenerwerbs-
betriebe
58,4%
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unter-
nehmen
92,9%Personen-

gesellschaften
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Von Dr. Ludwig Böckmann 

Am 26. März 2006 fand die Wahl zum 15. rheinland-pfälzischen Aus der Landtagswahl 
am 26. März 2006 ist die SPD wieder als stärkste Partei hervorgegangen. Die Sozial
demokraten gewannen Landesstimmenanteile hinzu, während die CDU einen deutlichen 
Rückgang ihres Stimmenanteils hinnehmen musste. Nach dem amtlichen Endergebnis 
erhielt die SPD einen Anteil von 45,6 % an den abgegebenen gültigen Landesstimmen, 
das waren 0,9 Prozentpunkte mehr als 2001. Die CDU kam auf 32,8 %; ihr Anteilsergebnis 
sank um 2,5 Prozentpunkte. Damit ergab sich beim Stimmenanteil ein Vorsprung der SPD 
vor der CDU von über 13 Prozentpunkten. Von den kleineren Parteien kamen die FDP 
auf 8 % der gültigen Stimmen (+0,4 Prozentpunkte) und die GRÜNEN auf nur noch 4,6 % 
(–0,6 Prozentpunkte). Die sonstigen Parteien, Wählervereinigungen und Einzelbewerber 
brachten es zusammen auf 9 %, unter ihnen die WASG mit 2,6 %. Die Wahlbeteiligung be-
lief sich auf lediglich 58,2 %. Sie lag damit um 3,9 Prozentpunkte unter der Beteiligung von 
2001. Für das Beteiligungs- und Abstimmungsverhalten der Wählerinnen und Wähler sind 
neben sozialen und ökonomischen Faktoren auch Geschlecht und Alter von Bedeutung. 
Der Einfluss dieser beiden demographischen Merkmale kann mithilfe der repräsentativen 
Wahlstatistik untersucht werden.

Landtagswahl 2006: Der Einfluss von Geschlecht und 
Alter auf das Wahlverhalten
Ergebnisse der repräsentativen Wahlstatistik

Etwa 157 000 Wahlberechtigte  

in die repräsentative Wahlstatistik 

einbezogen

Die repräsentative Stichprobe für die Un-

tersuchung der Stimmabgabe der Wähle-

rinnen und Wähler nach Geschlecht und 

Alter umfasste bei dieser Landtagswahl 

198 von 4 944 Wahlbezirken. In den Stich-

probenbezirken waren mehr als 157 000 

Bürgerinnen und Bürger wahlberechtigt; 

das waren rund 5 % aller Wahlberechtigten 

in Rheinland-Pfalz.

In einer Unterauswahl von 83 Stimmbezir-

ken wurden darüber hinaus die Wähler-

verzeichnisse nach Geschlecht und zehn 

Altersgruppen ausgewertet. Mit dieser Un-

tersuchung können Erkenntnisse über das 

Wahlinteresse der Bürgerinnen und Bürger 

nach Geschlecht und Alter gewonnen wer-

den. In den Wahlbezirken der Unterauswahl 

waren über 63 000 Bürgerinnen und Bürger 

wahlberechtigt, also rund 2 % aller Wahlbe-

rechtigten.

 

Wahlinteresse bei Männern und 

Frauen fast gleich hoch

Bei den ersten repräsentativen Auswer-

tungen von Landtagswahlergebnissen in 

den Jahren 1967 und 1971 wurden bezüg-

lich des Wahlinteresses noch erhebliche 

In 83 Stimmbe-
zirken wurden 
auch Wähler-
verzeichnisse 
ausgewertet

In 198 von 4 944 
Stimmbezirken 
wurden mar-
kierte Stimmzet-
tel ausgegeben
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Unterschiede zwischen den Geschlechtern 

festgestellt. Der Vorsprung der Männer ge-

genüber den Frauen betrug damals fast 

4 Prozentpunkte. Im Laufe der Zeit ist der 

Abstand jedoch immer kleiner geworden. 

Bei der aktuellen Wahl ergab sich nur noch 

eine Differenz von 0,8 Prozentpunkten; 

58,2 % der Männer und 57,4 % der Frauen 

machten von ihrem Wahlrecht Gebrauch.

Nur geringes Wahlinteresse bei 

jüngeren Wählerinnen und Wählern

Die Wahlbeteiligung ist bei der Landtags-

wahl 2006 gegenüber 2001 in allen Al-

tersgruppen gesunken. Damit setzte sich 

eine Entwicklung fort, die bereits seit den 

1980er-Jahren zu beobachten ist.

Es zeigt sich ferner, dass gerade bei jun-

gen Wählerinnen und Wählern das Wahlinte

resse relativ gering ist. Mit zunehmendem 

Alter steigt es dann stetig an, erreicht in der 

Altersgruppe der 60- bis 69-Jährigen ein 

Maximum und nimmt bei den höher Be-

tagten wieder deutlich ab.

Das geringste Wahlinteresse gab es in allen 

bisherigen Untersuchungen bei den jün-

geren Wählerinnen und Wählern im Alter 

zwischen 21 und 24 Jahren. Bei der Land-

tagswahl 2006 haben in dieser Altersgruppe 

nur noch 37,5 % der Wahlberechtigten ihre 

Stimme abgegeben. Damit lagen die 21- bis 

24-Jährigen um 20,7 Prozentpunkte unter 

der landesdurchschnittlichen Beteiligung 

und um 34,5 Prozentpunkte unter der Betei-

ligung der Altersgruppe mit dem höchsten 

Wahlinteresse. Das waren auch bei dieser 

Landtagswahl wieder die 60- bis 69-Jäh-

rigen. Von den wahlberechtigten Männern 

und Frauen in dieser Altersgruppe haben 

72 % von ihrem Stimmrecht Gebrauch ge-

macht.

Die deutlich unterdurchschnittliche Wahl-

beteiligung der jüngeren Wahlberechtigten 

zwischen 18 und 29 Jahren wird oft mit der 

ausbildungs- und berufsbedingten hohen 

Mobilität erklärt. Die ausgeprägte Stimm-

enthaltung kann freilich auch als eine Form 

des Wahlverhaltens betrachtet werden, in 

der bestimmte Einstellungen, wie z. B. Pro-

Bei der Landtagswahl am 26. März 2006 sind an Wäh-
lerinnen und Wähler in ausgewählten Stimmbezirken 
Stimmzettel mit einer Markierung zu Geschlecht und 
Geburtsjahr ausgegeben worden. Mit Hilfe der gekenn-
zeichneten Stimmzettel können Erkenntnisse über das 
geschlechts- und altersspezifische Wählerverhalten ge-
wonnen werden.

Das Wahlgeheimnis wird durch die Kennzeichnung der 
Stimmzettel nicht verletzt. Zum einen wurden die einzelnen 
Geburtsjahre zu fünf großen Altersgruppen zusammenge-
fasst und an alle Wähler einer bestimmten Altersgruppe 
Stimmzettel mit der gleichen Kennzeichnung ausgegeben. 
Zum anderen sind für die repräsentative Stichprobe nur 
Stimmbezirke mit mehr als 400 Wahlberechtigten aus-
gewählt worden. Ein Rückschluss auf die Stimmabgabe 
eines einzelnen Wählers ist somit definitiv ausgeschlos-
sen.

Rechtsgrundlage für diese so genannte „repräsentative 
Wahlstatistik“ ist § 54 a des Landeswahlgesetzes (LWahlG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. November 
2004 (GVBl. S. 519), zuletzt geändert durch das Sechste 
Gesetz zur Änderung des Landeswahlgesetzes vom  
31. Januar 2006 (GVBl. S. 35).

Zusätzlich zur Analyse der Stimmabgabe der Wählerinnen 
und Wähler wurde auch die Wahlbeteiligung der wahlbe-
rechtigten Bürgerinnen und Bürger untersucht. Dazu wur-
den in einigen Stimmbezirken auch die Wählerverzeichnis-
se nach Geschlecht und zehn Altersgruppen ausgewertet. 
Rechtsgrundlage für diese Auswertung ist § 54 a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 LWahlG.

Wahlbeteiligung und Landesstimmenanteile der Parteien, 
die aus der Stichprobe ermittelt wurden, können gering
fügig von dem amtlichen Endergebnis abweichen.

Repräsentative Wahlstatistik

Geringstes 
Wahlinteresse 

bei den 21- bis 
24-Jährigen
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test oder auch mangelndes Vertrauen der 

jüngeren Wähler in die Problemlösungs-

kompetenz der Parteien, zum Ausdruck 

kommen.

 

In den Altersgruppen deutliche Unter-

schiede zwischen dem Wahlinteresse 

der Männer und der Frauen

Die Untersuchung der Wahlbeteiligung nach 

Geschlecht und Altersgruppen zeigt nach 

wie vor noch erhebliche Differenzen zwi-

schen dem Wahlinteresse der Männer und 

der Frauen. In sechs der zehn Altersgrup-

pen war bei der aktuellen Landtagswahl das 

Wahlinteresse der Frauen höher als das der 

Männer. Den größten Vorsprung der Frau-

en gegenüber den Männern hinsichtlich der 

Wahlbeteiligung gab es – wie schon 2001 

– bei den 30- bis 34-Jährigen. In dieser 

Altersgruppe lag die Wahlbeteiligung der 

Frauen um 1,9 Prozentpunkte über derjeni-

gen der Männer. Im Vergleich zur vorherigen 

Landtagswahl ist bei den 30- bis 34-Jäh-

rigen der Abstand zugunsten der Frauen 

jedoch deutlich kleiner geworden; 2001 lag 

er noch bei 3 Prozentpunkten.

Bei den 60-Jährigen und Älteren ist seit den 

ersten repräsentativen Untersuchungen bei 

Landtagswahlen eine im Vergleich zu den 

Frauen höhere Wahlbeteiligung der Männer 

zu beobachten. Bei dieser Wahl ist die Dif-

ferenz zugunsten der Männer allerdings so-

wohl bei den 60- bis 69-Jährigen als auch 

bei den 70-Jährigen und Älteren kleiner 

geworden.

In der Altersgruppe der 21- bis 24-Jährigen 

hatten ebenfalls die Männer ein größeres 

Wahlinteresse als die Frauen. Auch hier hat 

sich der Vorsprung der Männer im Vergleich 

zur vorangegangenen Landtagswahl 2001 

verringert. Während er in dieser Altersgruppe 

2001 noch bei 5,6 Prozentpunkten gelegen 

hatte, belief er sich bei der aktuellen Land-

tagswahl nur noch auf 4 Prozentpunkte.

Das geringste Wahlinteresse zeigten wie 

schon bei der Landtagswahl vor fünf Jahren 

die 21- bis 24-jährigen Frauen. Nur 35,4 % 

Wahlbeteiligung 
der Frauen bei 
den 30- bis 34-
Jährigen deut-
lich höher als 
die der Männer

Höhere Wahl-
beteiligung der 

Männer bei den 
60-Jährigen 

und Älteren …

… und bei den 
21- bis  

24-Jährigen
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Alter in Jahren
GRÜNE

Landesstimmenanteile ausgewählter  
Parteien

FDPCDUSPD

Wahl­
beteiligung 

der Frauen in dieser Altersgruppe machten 

von ihrem Wahlrecht Gebrauch; 2001 waren 

es noch 39,1 %.

Den stärksten Rückgang der Wahlbeteili-

gung gab es bei den 50- bis 59-jährigen 

Männern. In dieser Personengruppe nahm 

die Wahlbeteiligung um 7,8 Prozentpunkte 

ab. Aber auch bei den 50- bis 59-jährigen 

Frauen gab es mit einem Minus von 7,5 Pro-

zentpunkten einen kräftigen Rückgang.

 

SPD schnitt sowohl bei den Männern 

als auch bei den Frauen deutlich 

besser ab als die CDU

Sowohl bei den Männern als auch bei den 

Frauen hat die SPD bei der Wahl 2006 einen 

wesentlich höheren Landesstimmenanteil 

erzielen können als die CDU. Bei den Män-

nern belief sich der Vorsprung auf 12,6 und 

bei den Frauen auf 13,9 Prozentpunkte. Bei 

der Wahl 2001 hatte die SPD noch einen 

geringeren Vorsprung gegenüber der CDU, 

und zwar von 9,3 Prozentpunkten bei den 

männlichen Wählern und von 9,6 Prozent-

punkten bei den Wählerinnen.

Im Vergleich zur Landtagswahl 2001 musste 

die CDU bei den Männern einen Rückgang 

ihres Stimmenanteils um 3,2 Prozentpunk-

te hinnehmen. Der Stimmenanteil der SPD 

blieb bei den Männern nahezu unverändert 

(+0,1 Prozentpunkte). Auch bei den Frau-

en verlor die Union, während die SPD ihren 

Anteil steigern konnte. Der Landesstimmen-

anteil, den die Sozialdemokraten von den 

Wählerinnen bekamen, stieg gegenüber 

2001 um 1,8 Prozentpunkte, der Anteil der 

Christdemokraten sank dagegen um 2,5 

Punkte.

Wie bei den vorangegangenen Landtags-

wahlen hat die Union auch bei der Wahl 

2006 bei den Frauen besser abgeschnit-

ten als bei den Männern. Von den gültigen 

Landesstimmen, die von Frauen abgege-

ben wurden, erhielt die CDU 33,5 %. Bei 

den Männern kam die Union lediglich auf 

31,2 %. Der Unterschied belief sich also auf 

2,3 Prozentpunkte. Bei der Wahl im Jahr 

2001 hatte der Stimmenanteil, den die CDU 

bei den Frauen erzielen konnte, nur um 

1,6 Prozentpunkte über dem Stimmenanteil 

gelegen, den die Partei von den Männern 

erhielt.

Auch die Sozialdemokraten bekamen bei 

der aktuellen Wahl von den Wählerinnen 

mehr Stimmen als von den Wählern. Hier 

war der Unterschied hinsichtlich des Ab-

stimmungsverhaltens zwischen den Frauen 

Vorsprung der 
SPD gegenüber 
der CDU bei 
den Männern 
12,6 und bei 
den Frauen 13,9 
Prozentpunkte

Hohe Anteils-
verluste der 
CDU sowohl bei 
den Männern 
als auch bei den 
Frauen

CDU bei den 
Frauen stärker 

als bei den 
Männern

Auch die SPD 
hatte mehr 

Wählerinnen als 
Wähler

Männer und Frauen

18 - 24	 40,5 	 47,5 	 24,3 	 9,3 	 7,0 
25 - 34	 40,7 	 43,6 	 28,1 	 11,3 	 6,7 
35 - 44	 52,1 	 45,4 	 26,5 	 8,5 	 8,1 
45 - 59	 60,6 	 47,7 	 28,1 	 7,9 	 5,4 
60 und älter	 69,5 	 44,5 	 40,3 	 7,1 	 1,5 

Insgesamt	 57,8 	 45,7 	 32,4 	 8,1 	 4,5 

Männer

18 - 24	 41,6 	 46,2 	 23,9 	 10,6 	 5,6 
25 - 34	 40,1 	 41,4 	 27,1 	 13,4 	 6,1 
35 - 44	 51,7 	 44,0 	 26,3 	 9,5 	 6,9 
45 - 59	 60,7 	 45,6 	 27,5 	 8,6 	 5,1 
60 und älter	 73,1 	 42,5 	 38,9 	 8,3 	 1,6 

Zusammen	 58,2 	 43,8 	 31,2 	 9,2 	 4,3 
					   

Frauen

18 - 24	 39,3 	 48,8 	 24,8 	 7,8 	 8,5 
25 - 34	 41,3 	 45,8 	 29,1 	 9,1 	 7,3 
35 - 44	 52,5 	 46,9 	 26,7 	 7,6 	 9,3 
45 - 59	 60,6 	 49,9 	 28,7 	 7,3 	 5,7 
60 und älter	 66,7 	 46,2 	 41,5 	 6,2 	 1,4 

Zusammen	 57,4 	 47,4 	 33,5 	 7,1 	 4,8 

1) Wahlbeteiligung und Landesstimmenanteile der Parteien in der Stichprobe 
können geringfügig vom amtlichen Endergebnis abweichen.			 
		

Ergebnisse1) der repräsentativen Wahlstatistik  
zur Landtagswahl am 26. März 2006T1

 %
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und den Männern sogar noch ausgeprägter 

als bei der CDU; er erreichte 3,6 Prozent-

punkte. Während die Sozialdemokraten bei 

den Männern auf einen Landesstimmenan-

teil von 43,8 % kamen, betrug er bei den 

Frauen 47,4 %. Bei der vorangegangenen 

Landtagswahl hatte sich der Unterschied 

nur auf 1,9 Prozentpunkte belaufen.

 

Unter den kleineren Parteien war  

die FDP bei Männern und Frauen am 

erfolgreichsten

Von den kleineren Parteien hat die FDP 

sowohl bei den Männern als auch bei den 

Frauen am besten abgeschnitten. Dies war 

auch schon 2001 der Fall. Bei der aktu- 

ellen Wahl betrug der Vorsprung der 

FDP vor den GRÜNEN bei den Männern‚ 

4,9 Prozentpunkte (2001: 3,2 Punkte) und 

bei den Frauen 2,3 Prozentpunkte (2001: 

0,8 Punkte).

Die FDP hat sowohl bei den Männern als 

auch bei den Frauen Landesstimmenanteile 

hinzugewonnen, während die GRÜNEN 

bei beiden Geschlechtern Anteile verloren 

haben.

Für die Liberalen votierten bei dieser Wahl 

9,2 % der Männer, die zur Wahl gingen und 

eine gültige Stimme abgaben. Von den 

Wählerinnen erhielt die FDP 7,1 %. Die An-

teilsgewinne der liberalen Partei waren bei 

den Männern höher als bei den Frauen: Bei 

den Männern verbesserte sich die Partei 

um 0,7 und bei den Frauen um 0,4 Pro-

zentpunkte.

Die GRÜNEN bekamen 2006 von den 

Wählerinnen 4,8 % der gültigen Stimmen, 

während sie von den Männern nur 4,3 % 

erhielten. Bereits vor fünf Jahren hatten 

mehr Wählerinnen als Wähler den GRÜNEN 

ihre Stimme gegeben. Die Anteilsverluste, 

welche die GRÜNEN bei dieser Wahl hin-

nehmen mussten, waren bei den Frauen 

etwas größer als bei den Männern. Bei den 

Männern verlor die Partei 1 Prozentpunkt 

und bei den Frauen 1,1 Punkte.

 

Sozialdemokraten haben besonders 

stark bei den jüngeren Wählerinnen 

und Wählern hinzugewonnen

Den stärksten Anteilszuwachs erzielte die 

SPD bei den jüngeren Wählerinnen und 

Wählern. Bei den Frauen im Alter zwischen 

18 und 24 Jahren verbesserte sich die SPD 

bei der aktuellen Wahl um 10,4 Prozent-

punkte auf 48,8 %. Auch bei den Männern 

in dieser Altersgruppe erzielte die Partei 

im Vergleich zur vorangegangenen Land-

tagswahl einen sehr hohen Zuwachs; ihr 

Landesstimmenanteil stieg in dieser Per-

sonengruppe um 10,2 Prozentpunkte auf 

46,2 %.

FDP hatte mehr 
männliche 
als weibliche 
Wähler

GRÜNE bei 
den Wähle-
rinnen stärker 
als bei den 
Wählern

Starke Gewinne 
der SPD bei  
den 18- bis  

24-Jährigen

S 3
Differenz zwischen den Stimmenanteilen aus-
gewählter Parteien bei Frauen und Männern  
bei den Landtagswahlen 1996, 2001 und 2006

4 3 2 1 0 1 2 3 4

19961)

2001

2006

Prozentpunkte

Stimmenanteil Männer höherStimmenanteil Frauen höher

1) Ohne Briefwähler.

 SPD  CDU  FDP  GRÜNE
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Verluste musste die SPD dagegen in den 

mittleren Jahrgängen hinnehmen. Im Ver-

gleich zu 2001 ging ihr Landesstimmen- 

anteil bei den 35- bis 44-Jährigen um 

1,9 Prozentpunkte zurück. Bei den Wäh-

lerinnen in dieser Altersgruppe verlor die 

SPD 1,1 Prozentpunkte. Bei den Männern 

im Alter von 35 bis 44 Jahren sank ihr Stim-

menanteil um 2,6 Prozentpunkte.

Bei den Männern musste die SPD außer-

dem in der Altersgruppe der 45- bis 59-

Jährigen einen Anteilsrückgang hinnehmen, 

und zwar um 1 Prozentpunkt.

 

CDU hat in fast allen Altersgruppen  

verloren

Die CDU musste den stärksten Einbruch 

ihrer Stimmenanteile bei den Wählerinnen 

und Wählern zwischen 18 und 24 Jahren 

hinnehmen. Im Vergleich zur Landtagswahl 

2001 verlor die Partei in dieser Altersgruppe 

6,8 Prozentpunkte. Bei den Frauen im Alter 

von 18 bis 24 Jahren verringerte sich der 

Stimmenanteil der Union um 7,3 Prozent-

punkte. Bei den Männern in diesem Alter 

belief sich der Anteilsverlust auf 6,3 Prozent-

punkte. Sowohl bei den Männern als auch 

bei den Frauen fiel der Stimmenanteil der 

Union dadurch deutlich unter 30 %.

Bei den Wählerinnen und Wählern im Alter 

von 45 bis 59 Jahren büßten die Christ

demokraten 4,4 Prozentpunkte ein. Von 

den Frauen dieses Alters erhielt die CDU 

4,2 Prozentpunkte weniger, bei den Män-

nern in diesem Alter verringerte sich der 

Stimmenanteil im Vergleich zu 2001 um 

4,5 Prozentpunkte. Auch in dieser Alters-

gruppe sank der Stimmenanteil der Union 

auf weniger als 30 %.

Leicht hinzugewinnen konnte die CDU nur 

bei den Frauen im Alter von 25 bis 34 Jah-

ren. Von dieser Personengruppe erhielt die 

Union bei der aktuellen Wahl einen um 0,9 

Prozentpunkte höheren Stimmenanteil als 

bei der vorangegangenen Landtagswahl.

 

FDP erzielte die Zugewinne bei den 

25- bis 44-Jährigen 

Die FDP konnte ihre Landesstimmenanteile 

bei den 25- bis 44-jährigen Wählerinnen 

und Wählern steigern. Bei den 45- bis 59-

Jährigen blieb der Stimmenanteil konstant. 

Verluste mussten die Liberalen bei den jün-

geren Wählerinnen und Wählern im Alter von 

18 bis 24 Jahren und bei den 60-Jährigen 

und Älteren hinnehmen.

Die stärksten 
Verluste gab 

es für die CDU 
bei den jungen 

Frauen

Hohe Verluste 
der CDU auch 
bei den älteren 

Wählerinnen 
und Wählern

Leichte Zuge-
winne der CDU 
bei den 25- bis 

34-jährigen 
Frauen

Alter in Jahren
GRÜNE

Landesstimmenanteile ausgewählter  
Parteien

FDPCDUSPD

Wahl­
beteiligung 

Männer und Frauen

18 - 24	- 4,1 	 10,4 	- 6,8 	- 0,9 	- 1,7 
25 - 34	- 6,2 	 1,0 	- 0,9 	 2,9 	- 2,8 
35 - 44	- 5,3 	- 1,9 	- 0,8 	 2,2 	- 2,4 
45 - 59	- 7,3 	 0,2 	- 4,4 	 0 	 0,1 
60 und älter	- 5,0 	 1,3 	- 3,4 	- 0,2 	- 0,1 

Insgesamt	- 5,1 	 1,0 	- 2,8 	 0,6 	- 1,1

Männer

18 - 24	- 5,7 	 10,2 	- 6,3 	- 0,7 	- 2,5 
25 - 34	- 6,0 	 0,1 	- 2,7 	 3,6 	- 2,0 
35 - 44	- 5,5 	- 2,6 	- 1,4 	 2,4 	- 2,3 
45 - 59	- 7,2 	- 1,0 	- 4,5 	 0,2 	 0 
60 und älter	- 5,3 	 0,5 	- 3,5 	- 0,1 	 0 

Zusammen	- 5,3 	 0,1 	- 3,2 	 0,7 	- 1,0  
					   

Frauen

18 - 24	- 2,6 	 10,4 	- 7,3 	- 1,1 	- 0,9 
25 - 34	- 6,5 	 1,9 	 0,9 	 2,2 	- 3,6 
35 - 44	- 5,1 	- 1,1 	- 0,2 	 2,1 	- 2,5 
45 - 59	- 7,4 	 1,5 	- 4,2 	 0 	 0,2 
60 und älter	- 4,9 	 2,0 	- 3,2 	- 0,2 	- 0,2 

Zusammen	- 5,0 	 1,8 	- 2,5 	 0,4 	- 1,1 

Veränderung der Wahlbeteiligung sowie Gewinne 
und Verluste der Parteien bei der Landtagswahl 
2006 nach Geschlecht und Altersgruppen

T2

 Veränderung gegenüber 2001 in Prozentpunkten
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Den stärksten Zuwachs erzielte die Partei 

bei den Männern im Alter von 25 bis 34 

Jahren. Hier stieg ihr Stimmenanteil um 

3,6 Prozentpunkte (Durchschnitt: +0,6 Pro-

zentpunkte). Durch diesen starken Anstieg 

konnte die FDP in dieser Personengruppe 

mit 13,4 % ihren höchsten Stimmenan-

teil verbuchen. Vergleichsweise schwach 

schnitt die Partei bei den 60-jährigen und 

älteren Wählerinnen ab. Bei dieser Perso-

nengruppe kam die FDP nur auf 6,2 % der 

gültigen Stimmen.

 

GRÜNE verloren vor allem bei den 

Wählerinnen und Wählern jüngeren 

und mittleren Alters

Die GRÜNEN haben bei den Wählerinnen 

im Alter zwischen 25 und 34 Jahren am 

stärksten verloren. In dieser Personen-

gruppe büßten sie im Vergleich zur voran-

gegangenen Wahl 3,6 Prozentpunkte ein. 

Hohe Verluste gab es auch bei den jungen 

Männern im Alter zwischen 18 und 24 Jah-

ren und bei den 35- bis 44-jährigen Frauen 

(jeweils –2,5 Prozentpunkte). Nur bei den 

45- bis 59-jährigen Frauen konnte die Partei 

leichte Zugewinne verbuchen (+0,2 Prozent-

punkte).

Ihr höchstes Anteilsergebnis bekamen die 

GRÜNEN mit 9,3 % von den 35- bis 44-jäh-

rigen Frauen – es war mehr als doppelt so 

hoch wie das Gesamtergebnis der Partei 

(4,5 %). Besonders schlecht schnitten die 

GRÜNEN bei den älteren Wählerinnen und 

Wählern ab. Von den 60-jährigen und äl-

teren Frauen bekam die Partei nur 1,4 % 

und von den Männern in diesem Alter nur 

1,6 % der abgegebenen gültigen Landes-

stimmen.

CDU hat eine besonders alte Wähler-

schaft

Die mit Abstand älteste Wählerschaft hatte 

bei der aktuellen Wahl wiederum die CDU. 

Fast die Hälfte der Wählerinnen und Wähler 

der Union war 60 Jahre und älter. Von den 

Männern, die die Union wählten, waren es 

45,6 % und von den Frauen sogar 51,4 %.

Der Anteil der Älteren in der CDU-Wähler-

schaft lag beträchtlich über dem Anteil die-

ser Altersgruppe an den Wahlberechtigten. 

Bei den Frauen war der Anteil in der Unions-

wählerschaft um 15,2 Prozentpunkte und 

bei den Männern um 15,9 Prozentpunkte 

höher. Für beide Geschlechter ist im Ver-

gleich zu 2001 eine weitere Zunahme der 

Diskrepanz feststellbar. Alle anderen Al-

tersgruppen waren bei der aktuellen Land-

tagswahl in der Wählerschaft der CDU im 

Vergleich zu den Wahlberechtigten deutlich 

unterrepräsentiert.

 

In der Wählerschaft der SPD sind  

Ältere ebenfalls überrepräsentiert

Auch in der Wählerschaft der SPD stellen 

die Älteren die größte Gruppe. Gut 38 % 

der Wählerinnen und Wähler dieser Partei 

waren 60 Jahre und älter. Von den Wählern 

der SPD gehörten 35,4 % und von den Wäh-

lerinnen 40,4 % zu dieser Altersgruppe.

Somit sind auch bei der SPD die älteren 

Wählerinnen und Wähler überrepräsentiert, 

allerdings bei weitem nicht so stark wie bei 

den Christdemokraten. Bei den Männern 

belief sich die Differenz zum Anteil der 60-

Jährigen und Älteren an den Wahlberech-

tigten auf +5,7 Prozentpunkte und bei den 

Frauen auf +4,2 Prozentpunkte. Auch bei 

Besonders 
starke Verluste 
der GRÜNEN 
bei den 25- bis 
34-jährigen 
Wählerinnen 
und Wählern

Gut 38 % der 
SPD-Wähler-

schaft älter als 
60 Jahre

Ältere Frauen 
besonders stark 

in der Wähler-
schaft der Union 

vertreten

Liberale  
erzielten ihr 
bestes Anteils-
ergebnis bei 
den 25- bis 
34-jährigen 
Männern
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der SPD sind die Diskrepanzen im Vergleich 

zu 2001 deutlich größer geworden.

Überrepräsentiert sind in der Wählerschaft 

der SPD auch die 45- bis 59-Jährigen. Der 

Anteil dieser Altersgruppe in der Wähler-

schaft der Sozialdemokraten lag bei den 

Männern um 2,7 Prozentpunkte und bei 

den Frauen um 2,9 Prozentpunkte über 

dem entsprechenden Anteilswert bei den 

Wahlberechtigten.

 

In der Wählerschaft der FDP sind 

ältere Männer überrepräsentiert

In der Wählerschaft der FDP gibt es über-

proportional viele Männer im Alter von 

über 60 Jahren. Bei der aktuellen Wahl ge-

hörten 32,8 % der männlichen Wähler der 

Liberalen zu dieser Altersgruppe. Damit 

lag der Anteil der 60-jährigen und älteren 

Wähler in der Wählerschaft der FDP um 

3,1 Prozentpunkte über dem Anteil dieser 

Personengruppe an den Wahlberechtigten 

insgesamt. Bei den Frauen waren dagegen 

die 45- bis 59-Jährigen überrepräsentiert: 

Von den Wählerinnen der Liberalen waren 

27,9 % in diesem Alter. Der Anteil der 45- bis 

59-jährigen Frauen in der Wählerschaft der 

FDP lag damit um 2,2 Prozentpunkte über 

dem Anteil dieser Personengruppe an den 

Wahlberechtigten. Jüngere Wählerinnen und 

Wähler zwischen 18 und 34 Jahren hatten in 

der Wählerschaft der FDP im Vergleich zur 

Altersstruktur der Wahlberechtigten dage-

gen nur einen unterproportionalen Anteil.

 

Besonders markante Altersstruktur in 

der Wählerschaft der GRÜNEN

Von den Wählerinnen und Wählern der 

GRÜNEN waren bei der aktuellen Wahl fast 

zwei Drittel im Alter zwischen 35 und 59 

Jahren. Bei den Männern waren mit einem 

Anteil von 35,1 % die 45- bis 59-Jährigen am 

stärksten vertreten. Bei den Frauen bildeten 

die 35- bis 44-Jährigen mit einem Anteil von 

33 % die größte Gruppe.

Sowohl bei den Männern als auch bei den 

Frauen war der Anteilsunterschied zu den 

Wahlberechtigten in der Altersgruppe der 

35- bis 44-Jährigen am größten: Bei den 

Männern belief sich die Differenz der An-

teilswerte auf +9,1 Prozentpunkte und bei 

den Frauen sogar auf +14,8 Prozentpunkte. 

Die GRÜNEN sprechen also vor allem die 

Wählerinnen und Wähler in den „mittleren“ 

Altersjahren an.

Ausgesprochen unterrepräsentiert sind in 

der Wählerschaft der GRÜNEN die älteren 

Menschen. Von den GRÜNEN-Wählern 

waren lediglich 13,5 % älter als 60 Jahre; 

der Unterschied zum Anteil dieser Perso-

nengruppe an den Wahlberechtigten be

lief sich auf –16,2 Prozentpunkte. Von den 

GRÜNEN-Wählerinnen waren sogar nur 

12,2 % älter als 60 Jahre; die Differenz zum 

Anteil dieser Personengruppe an den Wahl-

berechtigten betrug –24 Prozentpunkte.

 

Wählerinnen und Wähler der beiden 

großen Parteien machten selten vom 

Stimmensplitting Gebrauch

Bei Landtagswahlen haben die Wählerinnen 

und Wähler zwei Stimmen. Die Wahlkreis-

stimme geht an einen Wahlkreisbewerber, 

die Landesstimme an eine Partei. Die Wäh-

lerinnen und Wähler können mit ihrer Wahl-

kreisstimme einen Bewerber gleich welcher 

Partei wählen und ihre Landesstimme einer 

anderen Partei geben, d. h. sie haben die 

Möglichkeit zum Stimmensplitting.

60-jährige und 
ältere Männer 
sowie 45- bis 
59-jährige 
Frauen überpro-
portional stark 
in der Wähler-
schaft der FDP 
vertreten

Auch die 45- bis 
59-Jährigen 
sind in der SPD-
Wählerschaft 
überrepräsen-
tiert

GRÜNE spre-
chen vor allem 

die mittleren 
Altersjahrgänge 

an
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Wählerinnen 
und Wähler der 
CDU haben am 
wenigsten ge-
splittet 

Wie bereits bei der vorangegangenen Land-

tagswahl 2001 hat auch bei dieser Wahl 

die Wählerschaft der CDU am wenigsten 

vom Stimmensplitting Gebrauch gemacht. 

Von 1 000 Wählerinnen und Wählern, die 

mit ihrer Landesstimme die Union gewählt 

haben, gaben lediglich 68 dem Bewerber 

einer anderen Partei ihre Wahlkreisstimme 

oder machten die Wahlkreisstimme ungültig 

(9 Wählerinnen und Wähler). Mit insgesamt 

77 ist die Zahl der CDU-Wählerinnen und 

-Wähler, die ihre Stimmen gesplittet haben, 

gegenüber der Landtagswahl 2001 leicht 

gestiegen; damals waren es nur 69 Wähle-

rinnen bzw. Wähler.

Die Wählerschaft der SPD hat häufiger 

gesplittet als die CDU-Wählerinnen und 

-Wähler. Von 1 000 Landesstimmenwäh-

lerinnen und -wählern der SPD stimmten  

159 für den Wahlkreisbewerber einer 

anderen Partei oder wählten mit der Wahl-

kreisstimme ungültig (10 Wählerinnen und 

Wähler). Auch von der SPD-Wählerschaft 

wurde diesmal also häufiger gesplittet als 

bei der Wahl vor fünf Jahren. Damals mach-

ten nur 148 Wählerinnen und Wähler von 

der Möglichkeit des Stimmensplittings Ge-

brauch.

 

Wählerinnen und Wähler der 

kleineren Parteien splitteten häufig 

ihre Stimmen

Wie bei der vorangegangenen Landtags-

wahl 2001 setzten die Wählerinnen und 

Wähler der GRÜNEN das Stimmensplitting 

am häufigsten ein. Von 1 000 Landesstim-

menwählerinnen und -wählern der GRÜNEN 

gaben 462 dem Kandidaten einer anderen 

Partei ihre Wahlkreisstimme oder wählten 

mit dieser Stimme ungültig. Bei der Land-

tagswahl 2001 gab es von den Wählerinnen 

und Wählern der GRÜNEN nur 419 Split-

tingstimmen.

Vom Stimmensplitting der Wählerschaft der 

GRÜNEN profitierten am meisten die Wahl-

kreisbewerber der SPD, und zwar mit deut-

lichem Abstand vor den Bewerbern anderer 

Parteien. Von den 448 Wahlkreisstimmen, 

die – bezogen auf 1 000 GRÜNE-Wähle-

rinnen und -Wähler – an Bewerber anderer 

Parteien gingen, erhielten sozialdemokra-

tische Bewerber 337; Kandidaten der Union 

bekamen 52, Bewerber der FDP 25 und 

Kandidaten der WASG 17 Stimmen.

Von 1 000 Wählerinnen und Wählern, die 

sich mit ihrer Landesstimme für die Liberalen 

entschieden, haben 432 dem Kandidaten 

einer anderen Partei ihre Wahlkreisstimme 

gegeben oder ungültig gewählt. Auch in der 

FDP-Wählerschaft hat das Stimmensplitting 

im Vergleich zu 2001 zugenommen. Bei der 

Landtagswahl vor fünf Jahren hatten nur 

402 Landesstimmenwählerinnen und -wäh-

SPD-Wäh-
lerinnen und 
-Wähler haben 
etwas häufiger 
gesplittet als 
die CDU-Wäh-
lerinnen und 
-Wähler

Die Wählerinnen 
und Wähler der 
GRÜNEN haben 
am häufigsten 
ihre Stimmen 
gesplittet

Vom Stimmen-
splitting der 

GRÜNE-Lan-
desstimmen-
wählerschaft 

hat die SPD am 
stärksten  
profitiert

S 4
Wählerinnen und Wähler ausgewählter Parteien, die bei den 
Landtagswahlen 1996, 2001 und 2006 mit ihrer Wahlkreis-
stimme den Bewerber einer anderen Partei gewählt haben
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0

100

200

300

400

500

19961) 2001 2006

1) Ohne Briefwähler.

 SPD  CDU  FDP  GRÜNE



348   Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz

Wahlen

06  2006
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ler der FDP ihre Wahlkreisstimme an den 

Kandidaten einer anderen Partei gegeben 

oder ungültig gewählt.

Wenn sie splitteten, dann vergaben die 

Wählerinnen und Wähler der FDP ihre 

Wahlkreisstimme am häufigsten an einen 

Direktkandidaten der Union. Von den 422 

Splittingstimmen, die – bezogen auf 1 000 

Landesstimmen der FDP-Wählerinnen und 

-Wähler – an Wahlkreiskandidaten anderer 

Parteien vergeben wurden, erhielten CDU-

Kandidaten 259 und SPD-Bewerber 139 

Stimmen.

 

Nutzen der repräsentativen 

Wahlstatistik

Bereits diese ausgewählten Ergebnisse zei-

gen, dass die repräsentative Wahlstatistik 

interessante und wichtige Einsichten in das 

Wählerverhalten liefert. Der Vorteil der re-

präsentativen Wahlstatistik der statistischen 

Ämter gegenüber den Wahluntersuchungen 

anderer Institute besteht zum einen in der 

sehr breiten Zahlenbasis: Bei der Land-

tagswahl 2006 waren in die Auswertung 

der Stimmzettel nach Geschlecht und Alter 

rund 90 000 Wählerinnen und Wähler ein-

bezogen.

Zum anderen wird in der repräsentativen 

Wahlstatistik nicht nur das „beabsichtigte“ 

oder das nach dem Wahlvorgang „bekun-

dete“ Wählerverhalten von Befragten un-

tersucht, sondern es wird die tatsächliche 

Stimmabgabe der Wählerinnen und Wähler 

in den ausgewählten Wahlbezirken anhand 

der abgegebenen Stimmzettel nach dem 

Geschlecht und Altersgruppen festgestellt.

Die zuverlässigen Informationen über die 

Wahlbeteiligung und das Wählerverhalten 

sind für Bürger, Politik und Medien, aber 

auch für die Wahlforschungsinstitute von 

großem Interesse.

Übersichtstabellen zu den Ergebnissen finden sich in 
der Veröffentlichung „Landtagswahl Rheinland-Pfalz am  
26. März 2006 – Teil 2: Repräsentative Wahlstatistik“, die 
im Internet kostenfrei heruntergeladen werden kann:

http://www.statistik.rlp.de/analysen/wahlen/ 
repraes-wahlstatistik-lw2006.pdf

Info

Repräsentative 
Wahlstatistik 
hat sehr breite 
Zahlenbasis

In der repräsen-
tativen Wahlsta-

tistik wird das 
tatsächliche 

Wählerverhalten 
untersucht

Vom Stimmen-
splitting der 
FDP-Landes-
stimmenwäh-
lerschaft hat die 
CDU am stärks-
ten profitiert
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Von Romy Feldmann

Bei der Landtagswahl am 26. März 2006 gaben die rheinland-pfälzi-
schen Wählerinnen und Wähler 58 664 ungültige Wahlkreisstimmen 
und 37 962 ungültige Landesstimmen ab. Dieser Beitrag geht der 
Frage nach, ob es sich bei der Abgabe von ungültigen Stimmen 

um ein Versehen handelt oder ob die Wählerinnen und Wähler ihre Stimme mit Absicht 
ungültig machen. Als Grundlage dienen dabei die ungültigen Stimmzettel der repräsen-
tativen Wahlstatistik zur Landtagswahl 2006.

Landtagswahl 2006: Der Ungültigwähler

Zahl der ungültigen Stimmen  

rückläufig

Bei der Landtagswahl 2006 in Rheinland-

Pfalz gaben 4 % aller Wählerinnen und 

Wähler mindestens eine ungültige Stimme 

ab. Insgesamt 58 664 Wahlkreisstimmen 

wurden von den Wahlvorständen für un-

gültig erklärt. Im Jahr 2001 waren es noch 

62 040. Da jedoch auch die Wahlbeteiligung 

zurückgegangen ist, blieb der Anteil ungül-

tiger Wahlkreisstimmen mit 3,3 % konstant. 

Der Anteil der ungültigen Landesstimmen 

ging dagegen von 2,5 % bei der Wahl 2001 

auf 2,1 % zurück. Während bei der Land-

tagswahl 2001 noch 46 114 Wählerinnen 

und Wähler ungültige Landesstimmen 

abgegeben hatten, waren es 2006 ledig-

lich 37 962. Seit Einführung des Zweistim-

menwahlrechts gaben noch nie so wenige 

Wählerinnen und Wähler ungültige Landes-

stimmen ab. Allerdings wurde im Jahr 2006 

mit lediglich 58,2 % auch die mit Abstand 

niedrigste Wahlbeteiligung bei einer rhein-

land-pfälzischen Landtagswahl gemessen.

 

Datenbasis:  

Repräsentative Wahlstatistik

Der Untersuchung liegt die repräsentative 

Wahlstatistik mit ihrer Zahlenbasis von 

rund 90 000 Stimmzetteln zugrunde. Diese 

waren mit einer Markierung zu Alter und 

Geschlecht der Wählerinnen und Wähler 

versehen. In der Stichprobe gab es 3 173 

Stimmzettel mit insgesamt 4 420 ungültigen 

Wahlkreis- und Landesstimmen. Auf 1 249 

dieser Stimmzettel waren beide Stimmen 

ungültig. Auf 1 410 Stimmzetteln gab es 

eine gültige Landesstimme in Verbindung 

mit einer ungültigen Wahlkreisstimme. Auf 

514 Stimmzetteln war umgekehrt die Wahl-

kreisstimme gültig und die Landesstimme 

ungültig. Die Ungültigwähler sind in der re-

präsentativen Wahlstatistik damit leicht un-

terrepräsentiert. Während in allen Wahlkrei-

Niedrigste Zahl 
ungültiger Lan-
desstimmen seit 
Einführung des 
Zweistimmen-
wahlrechts 

Etwa 40 % aller 
Ungültigwähler 

gaben zwei 
ungültige Stim-

men ab
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Der größte Teil 
der ungültigen 

Stimmen wird in 
Form von leeren 

Stimmzetteln 
abgegeben

sen 3,3 % der Wählerinnen und Wähler mit 

ihrer Wahlkreisstimme und 2,1 % mit ihrer 

Landesstimme ungültig gewählt haben, liegt 

der Anteil in den Stimmbezirken der reprä-

sentativen Wahlstatistik für die Wahlkreis-

stimme bei 3 % und für die Landesstimme 

bei 2 %.

 

Formen der Ungültigkeit

Am häufigsten geben Wählerinnen und 

Wähler ihre Stimmen ungültig ab, indem 

sie die Stimmzettel leer lassen oder durch-

streichen. Etwa 78 % aller ungültigen Stim-

men wurden in einer dieser beiden Varian-

ten abgegeben. Gut 2 % aller ungültigen 

Stimmzettel enthielten Kommentare. Es 

handelte sich meistens um Begründungen 

der Entscheidung, ungültig zu wählen, oder 

Beschimpfungen. In einigen Fällen haben 

die Wählerinnen und Wähler das Wort „un-

gültig“ vermerkt.

Darüber hinaus wurden auf den Wahlzetteln 

auch Zeichnungen angefertigt, Zeitungsar-

tikel eingeklebt und eigene Wahlvorschläge 

unterbreitet. Dabei handelte es sich meis-

tens um Comicfiguren. Einige Wahlzettel 

wurden auch einfach zerrissen. Manche 

Wählerinnen und Wähler kreuzten alle 

Wahlkreiskandidaten und Landeslisten an, 

andere machten mehr als zwei Kreuze. Et-

liche Stimmzettel waren lediglich mit einem 

Fragezeichen versehen.

Die Form der Ungültigkeit ist auch vom Ge-

schlecht und Alter der Wähler abhängig. So 

geben ältere Wählerinnen und Wähler häu-

figer Bemerkungen ab, Männer häufiger als 

Frauen. Beschimpfungen gehen insbeson-

dere von älteren Männern über 60 Jahren 

aus: Etwa die Hälfte aller Beschimpfungen 

Ungültige Stimmabgabe

Bei Landtagswahlen regelt das Landeswahlgesetz 
(LWahlG) die Gültigkeit von Stimmen. Nach § 48 Abs. 1 
LWahlG sind Stimmen ungültig, wenn der Stimmzettel

1. �nicht in einem amtlichen Wahlumschlag abgegeben 
worden ist,

2. �in einem Wahlumschlag abgegeben worden ist, der 
offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden 
Weise von den übrigen abweicht oder einen deutlich 
fühlbaren Gegenstand enthält,

3. �als nicht amtlich hergestellt erkennbar oder für einen 
anderen Wahlkreis gültig ist,

4. keine Kennzeichnung enthält,

5. �den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen 
lässt,

6. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält.

In den Fällen der Nummern 1 bis 4 sind beide Stimmen 
ungültig.

Zweistimmenwahlrecht

Bei der Landtagswahl in Rheinland-Pfalz gilt das Zweistim-
menwahlrecht einer mit der Personenwahl verbundenen 
Verhältniswahl. Dabei haben die stimmberechtigten Wäh-
lerinnen und Wähler zwei Stimmen, eine Stimme für die 
Wahl einer bzw. eines Wahlkreisabgeordneten (Wahlkreis-
stimme) und eine Stimme für die Wahl einer Landes- oder 
Bezirksliste (Landesstimme). Die Wählerinnen und Wähler 
entscheiden mit den Landesstimmen, wie sich der neue 
Landtag nach Parteien und Wählervereinigungen zahlen-
mäßig zusammensetzt, und mit den Wahlkreisstimmen, 
welche Abgeordneten in den Wahlkreisen direkt gewählt 
sind. Beide Stimmen werden auf einem Stimmzettel un-
abhängig voneinander abgegeben.

Repräsentative Wahlstatistik

Rechtsgrundlage für die so genannte „repräsentative 
Wahlstatistik“ ist § 54 a Landeswahlgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. November 2004 (GVBl. 
S. 519), zuletzt geändert durch das Sechste Gesetz zur 
Änderung des Landeswahlgesetzes vom 31. Januar 2006 
(GVBl. S. 35).

Ungültige 
Stimmzettel 

mit Beschimp-
fungen wurden 

meistens von 
Männern abge-

geben

Info
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Nur etwa 9 % 
aller ungültigen 
Stimmen wur-
den unbeab-

sichtigt ungültig 
abgegeben

91 % der ungül-
tigen Stimmen 

wurden be-
wusst ungültig 

abgegeben

kam aus dieser Personengruppe. Am häu-

figsten wurden die Politiker dabei als Lügner 

oder Betrüger bezeichnet.

In einigen Kommentaren wird auch explizit 

die Enttäuschung der jeweiligen Person als 

Grund für die ungültige Stimmabgabe ge-

nannt. So klagten einige Wähler, kein Ver-

trauen mehr in die Politik zu haben und von 

allen Parteien enttäuscht zu sein.

Es gibt bestimmte Themen, die die Wähle-

rinnen und Wähler besonders beschäftigen. 

Am bedeutendsten sind die Nullrunden bei 

der Rente; dieses Thema wurde von den 

älteren Wählerinnen und Wählern – die 

davon unmittelbar betroffen sind – häufig 

angesprochen. Einige Wählerinnen und 

Wähler schrieben auf ihren Stimmzetteln, 

dass sie erst dann wieder bereit seien gül-

tige Stimmen abzugeben, wenn die Rente 

erhöht werde.

Ein weiterer Schwerpunkt sind die finan-

ziellen Verhältnisse der Politiker. Im Vorder-

grund stehen hier die Diäten. Besonders 

Diätenerhöhungen wurden von den Wäh-

lerinnen und Wählern sehr kritisch gesehen. 

Darüber hinaus wurden die Nebeneinkom-

men der Politiker und die Bundespolitik 

als Ursachen dafür thematisiert, ungültige 

Stimmen abzugeben. So wurden die an-

stehende Erhöhung des Regelsatzes der 

Mehrwertsteuer von 16 auf 19 % oder der 

geplante Bundeswehreinsatz im Kongo als 

Grund für die ungültige Stimmabgabe ge-

nannt.

 

Die meisten ungültigen Stimmen wer-

den absichtlich ungültig abgegeben

Die Mehrheit der Wählerinnen und Wähler, 

die eine oder zwei ungültige Stimmen ab-

gaben, wählte bewusst ungültig. Lediglich 

279 der 3 173 in der Stichprobe erfassten 

Stimmzettel mit einer oder zwei ungültigen 

Stimmen lassen erkennen, dass es sich 

hier wohl um eine versehentliche Ungültig-

keit handelt. Damit liegt der Anteil der ab-

sichtlich ungültig abgegebenen Stimmzettel 

bei gut 91 %. Diese wurden leer, durchge-

strichen oder mit entsprechenden Bemer-

kungen abgegeben. Da in Rheinland-Pfalz 

keine Wahlpflicht besteht, hätten diese 

Wählerinnen und Wähler auch der Wahl- 

urne fernbleiben können. Sie haben sich 

aber bewusst entschieden, am demokra-

tischen Prozess teilzunehmen und „un-

gültig“ zu wählen, um so ihren politischen  

Unmut zu dokumentieren.

Bei 279 der untersuchten Stimmzettel, das 

sind knapp 9 % der ungültigen Stimmen in 

der repräsentativen Wahlstatistik, handelt 

es sich wahrscheinlich um unabsichtliche 

Ungültigkeit. Der überwiegende Teil (236 

Stimmen) wurde ungültig, weil zwar zwei 

Stimmen abgegeben wurden, es sich dabei 

jedoch um zwei Wahlkreis- oder zwei Lan-

desstimmen handelte. Dabei ergaben sich 

die Kombinationen SPD/CDU (24 %), SPD/

FDP (15 %), CDU/FDP (13 %), SPD/GRÜNE 

Form der Ungültigkeit
LandesstimmenWahlkreisstimmen 

Leer	 69,2	 47,8
Durchgestrichen	 14,8	 20,4
Alle angekreuzt	 2,5	 3,3
Zwei und mehr Kreuze, aber nicht alle	 11,1	 25,5
Beschimpfung/Scherz/Begründung	 1,2	 1,6
Eigener Wahlvorschlag	 0,2	 0,2
Nur die Bemerkung „Ungültig“	 0,4	 0,4
Zeichnung	 0,4	 0,6
Sonstiges	 0,2	 0,2

Insgesamt	 100	 100

Ungültige Wahlkreis- und Landesstimmen  
bei der Landtagswahl 2006  
nach Formen der Ungültigkeit

T1

Anteil in  %

Nullrunde bei 
der Rente wird 
als Grund der 
ungültigen 
Stimmabgabe 
genannt
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zu seiner Partei handelt. Daher mussten 

beide Stimmen für ungültig erklärt werden.

Den Wählerinnen und Wählern scheint in 

diesen Fällen die Konsequenz ihrer Kenn-

zeichnung nicht bewusst gewesen zu sein. 

Es fehlt diesen Wählerinnen und Wählern 

offenbar die Information, dass die Stimmen 

durch solche Markierungen ungültig wer-

den, sowie die Kenntnis, dass sie bei Bedarf 

von den ehrenamtlichen Wahlhelferinnen 

und -helfern einen neuen Stimmzettel auf 

Nachfrage bekommen können.

Männer liegen beim Stimmensplitting 

mit ungültiger Wahlkreis- und  

gültiger Landesstimme deutlich vor 

den Frauen

Das Stimmensplitting mit einer gültigen 

und einer ungültigen Stimme wird haupt-

sächlich genutzt, um eine Landesliste zu 

wählen, ohne einen Wahlkreiskandidaten 

auszusuchen. Ein möglicher Grund für diese 

Wahlentscheidung kann die Unbekanntheit 

mancher Wahlkreiskandidaten sein. So ver-

geben einige Wählerinnen und Wähler lieber 

keine Wahlkreisstimme, als eine Person zu 

wählen, die sie nicht kennen.

Hierbei gibt es spürbare Unterschiede zwi-

schen den Geschlechtern. Während von den 

(11 %) oder Kombinationen mit sonstigen 

Parteien (37 %).

Mit den Daten der repräsentativen Wahlsta-

tistik lässt sich in diesen Fällen nicht klä-

ren, ob die Wählerinnen und Wähler sich 

bewusst für eine ungültige Stimmabgabe 

entschieden haben. Wahrscheinlich war 

ihnen bekannt, dass sie zwei Stimmen zu 

vergeben haben, jedoch nicht, dass es sich 

dabei jeweils um eine Wahlkreis- und eine 

Landesstimme handeln muss. Auffällig ist 

hier der hohe Anteil der älteren Wähler-

schaft über 60 Jahren, insbesondere der 

Frauen. Von allen Stimmzetteln, auf denen 

entweder zwei Wahlkreiskandidaten oder 

zwei Landeslisten gewählt wurden, gehen 

26 % auf ältere Männer und gut 53 % auf 

Wählerinnen über 60 Jahren zurück. Dabei 

gab jede Dritte dieser Wählerinnen die Kom-

bination SPD/CDU ab.

Diese Erkenntnis kann als Ansatzpunkt für 

die Verhinderung der versehentlichen un-

gültigen Stimmabgabe dienen. Hier scheint 

die gezielte Ansprache besonders älterer 

Wählerinnen und Wähler erforderlich.

Auf gut 1 % der Stimmzettel mit mindestens 

einer ungültigen Stimme waren neben den 

Stimmen entweder Korrekturen oder Zusät-

ze vermerkt, so dass diese Stimmen – trotz 

eindeutiger Wahlentscheidung – nach dem 

Landeswahlgesetz für ungültig erklärt wer-

den mussten. In den Zusätzen wurden die 

gewählten Wahlkreiskandidaten und/oder 

Parteien gelobt oder ihre Kontrahenten be-

schimpft. Ein Wähler aus der Altersgruppe 

der 18- bis 24-Jährigen vergab seine beiden 

Stimmen in Form von Smileys. Hier ist nicht 

eindeutig erkennbar, ob es sich um positive 

Zustimmung oder um eine lächerliche Dar-

stellung zu dem Wahlkreiskandidaten und 

Drei Viertel der 
Stimmzettel 
mit zwei Wahl-
kreis- oder zwei 
Landesstimmen 
stammten von 
Wählerinnen 
und Wählern 
über 60 Jahren 

Häufigste Form 
war die Kom-
bination von 
gültiger Lan-

desstimme mit 
ungültiger Wahl-

kreisstimme  

Landesstimme 
Partei

ungültig

Von 100 Wählern, die mit ihrer Landesstimme die in der 
Vorspalte genannte Partei oder ungültig gewählt haben, 

wählten mit ihrer Wahlkreisstimme …

SonstigeGRÜNEFDP

SPD	 83	 8	 3	 3	 1	 1
CDU	 3	 92	 2	 0	 0	 1
FDP	 14	 26	 57	 1	 1	 1
GRÜNE	 34	 5	 3	 54	 3	 1
Sonstige	 16	 14	 8	 6	 49	 7
Ungültig	 10	 14	 2	 1	 2	 71

Kombinationen von Wahlkreis- und  
Landesstimmen bei der Landtagswahl 2006T2

CDUSPD
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Männern, die mit mindestens einer Stimme 

ungültig wählten, 47 % eine gültige Lan-

desstimme in Verbindung mit einer ungül-

tigen Wahlkreisstimme abgegeben haben, 

lag dieser Anteil bei den Frauen bei 42 %. 

Umgekehrt entschieden sich Wählerinnen 

häufiger für einen Wahlkreiskandidaten und 

gaben gleichzeitig eine ungültige Landes-

stimme ab. Mit einem Anteil von 18 % an 

den Stimmzetteln, auf denen wenigstens 

eine Stimme ungültig war, lagen sie mit die-

ser „Wahlstrategie“ deutlich vor den Män-

nern, die hier auf knapp 14 % kamen. Der 

Anteil der Stimmzettel mit zwei ungültigen 

Stimmen war bei Männern und Frauen mit  

39 bzw. 40 % etwa gleich hoch. 

Vom Stimmensplitting mit einer gültigen 

Landesstimme und einer ungültigen Wahl-

kreisstimme profitierten besonders die 

sonstigen Parteien. Sie bekamen von den 

Wählerinnen und Wählern, die so gesplit-

tet haben, gut 43 % der Stimmen. Ursache 

hierfür mag sein, dass diese Parteien häu-

fig keinen Wahlkreiskandidaten aufgestellt 

haben. Vor allem Männer zeigten dieses 

Wählerverhalten: Gut 55 % der Wähler, die 

eine ungültige Wahlkreisstimme abgaben, 

wählten mit ihrer Landesstimme eine der 

sonstigen Parteien. Die Landesstimmen-

anteile der SPD und der CDU waren mit 22 

bzw. 14 % bei diesen Wählern eher niedrig.

Hingegen wählten von den Frauen, die diese 

Variante des Stimmensplittings anwandten, 

lediglich 31 % eine der sonstigen Parteien. 

Frauen, die mit ihrer Wahlkreisstimme un-

gültig wählten und dabei eine gültige Lan-

desstimme abgaben, entschieden sich mit 

fast 36 % am häufigsten für die SPD. Bei 

den jungen Wählerinnen zwischen 18 und 

24 Jahren kam die SPD hier sogar auf einen 

Landesstimmenanteil von fast 43 %. Die 

Wählerinnen, 
die eine un-
gültige Wahl-
kreisstimme 
abgaben, 
wählten mit ihrer 
Landesstimme 
häufig SPD

S 1
Ungültige Stimmabgabe (Landesstimmen) 
bei der Landtagswahl 2006 
nach Altersgruppen und Geschlecht

0

1

2

3

18-24 25-34 35-44 45-59 60 
und älter

Insgesamt

Alter in Jahren

 Männer  Frauen

Anteil an den von der jeweiligen Personengruppe
abgegebenen Stimmen in %

CDU erreichte bei diesen Wählerinnen über 

alle Altersgruppen lediglich knapp 24 %, 

wobei sie mit 31 % den höchsten Anteil bei 

den über 60-jährigen Wählerinnen errang.

Die FDP kam bei den Wählerinnen und 

Wählern, die auf die Abgabe einer gül-

tigen Wahlkreisstimme verzichteten, auf 

unterdurchschnittliche 5,2 %, wobei Frauen 

diese Wahlentscheidung mit 5,8 % deutlich 

häufiger getroffen haben als Männer mit 

4,6 %. Die GRÜNEN lagen bei den Wähle-

rinnen und den Wählern mit jeweils etwa 

4 % gleichauf.

Ältere Wählerinnen und Wähler ent-

scheiden sich häufiger für ungültige 

Stimmabgabe

Je älter die Wählerschaft ist, desto höher ist 

der Anteil der ungültigen Stimmen. Während 

von 100 Wählerinnen und Wählern im Alter 

zwischen 18 und 34 Jahren 98 mit beiden 

Stimmen gültig wählten, waren es bei den 

Wählerinnen und Wählern über 35 Jahren 

nur 95.

Junge Wäh-
lerinnen und 

Wähler zwischen 
18 und 34 Jah-

ren gaben am 
seltensten  
ungültige 

Stimmen ab
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Der Anteil der Stimmzettel mit zwei ungül-

tigen Stimmen steigt von der jüngsten zur 

ältesten Altersgruppe von 1 auf 2 % an. Ge-

nauso verhält es sich bei den Stimmzetteln, 

mit denen eine gültige Landesstimme und 

eine ungültige Wahlkreisstimme abgegeben 

wurde. Auch der Anteil der Stimmzettel, bei 

denen eine gültige Wahlkreisstimme zusam-

men mit einer ungültigen Landesstimme ab-

gegeben wurde, steigt mit dem Alter der 

Wählerschaft an. Lag er bei der jüngsten 

Altersgruppe nahezu bei null, so gab von 

100 Wählerinnen und Wählern über 60 

Jahren eine(r) den Stimmzettel mit dieser 

Variante ab.

Wählerinnen und  Wähler, die älter als 45 

Jahre sind, nutzten bei dieser Landtags-

wahl am häufigsten die Splittingvariante mit 

einer ungültigen Wahlkreisstimme und einer 

gültigen Landesstimme. Davon profitierten 

neben den sonstigen Parteien vor allem die 

beiden großen Parteien SPD und CDU. Gut 

28 % dieser Wählerinnen und Wähler gaben 

ihre Landesstimme der SPD, 22 % der CDU 

und 5 % der FDP. Die GRÜNEN kamen bei 

dieser Personengruppe lediglich auf 3 %.

 

Ungültigwähler bei den Landtags-

wahlen in Rheinland-Pfalz

Bei der ersten Landtagswahl in Rheinland-

Pfalz im Jahr 1947 erreichte der Anteil der 

Ungültigwähler mit fast 11 % seinen höchs-

ten Stand. Danach ging der Anteil der un-

gültigen Stimmen bis zur Wahl 1975 konti-

nuierlich auf lediglich 1 % zurück. Im Jahr 

1991 wurde das Einstimmenwahlrecht von 

dem Zweistimmenwahlrecht abgelöst. Mit 

Einführung des neuen Wahlsystems stieg 

auch der Anteil der ungültigen Stimmen wie-

der an. Das mag auch daran liegen, dass 

die Wählerinnen und Wähler sich seitdem 

bewusst entscheiden können, ihre Stimme 

nur zur Wahl eines Wahlkreiskandidaten 

oder einer Landesliste zu nutzen.

 

Rheinland-Pfalz im Ländervergleich 

mit hohem Anteil an Ungültigwählern

Im Vergleich zu den anderen Bundeslän-

dern geben die Rheinland-Pfälzerinnen 

und Rheinland-Pfälzer bei den Landtags-, 

S 2 Ungültige Wahlkreis- und Landesstimmen 
bei den Landtagswahlen 1947–2006 

Anteil an den abgegebenen Stimmen in %
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Wahlkreisstimme Landesstimme

Strategische 
Wahl mit einer 

ungültigen Stim-
me in Rhein-

land-Pfalz seit 
1991 möglich

Alter in Jahren
ungültig/ 
ungültig

Anteil an den abgegebenen Stimmen in  %

gültig/ 
ungültig

ungültig/ 
gültig

gültig/ 
gültig

18 - 24	 97,5	 1,1	 0,3	 1,1
25 - 34	 98,0	 1,0	 0,2	 0,8
35 - 44	 97,4	 1,4	 0,3	 0,9
45 - 59	 96,9	 1,5	 0,5	 1,1
60 und älter	 95,2	 1,9	 0,9	 2,0

Insgesamt	 96,4	 1,6	 0,6	 1,4

Gültige und ungültige Stimmabgabe bei der 
Landtagswahl 2006 nach AltersgruppenT3

Kombination Wahlkreisstimme/Landesstimme
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Bundestags- und Europawahlen häufiger 

ungültige Stimmen ab. 

Zu den Landtagswahlen gibt es in den ein-

zelnen Ländern unterschiedliche Wahlsys-

teme. Während die Wählerinnen und Wähler 

in Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, 

Hamburg, Nordrhein-Westfalen und dem 

Saarland nur über eine Stimme verfügen, 

können in Rheinland-Pfalz und den übrigen 

Bundesländern – wie bei der Bundestags-

wahl – zwei Stimmen abgegeben werden.

Die Länder mit einem Einstimmenwahlrecht 

weisen in der Regel die geringsten Anteile 

an Ungültigwählern auf. In diesen Län-

dern entfällt die strategische Möglichkeit, 

mit einer Stimme gültig und einer Stimme 

ungültig zu wählen. Es ist somit denkbar, 

dass hier Wahlberechtigte der Wahlurne 

von vornherein fernbleiben. Beim Vergleich 

der jeweils letzten Wahl zum Landtag in den 

Bundesländern, deren Landesparlamente 

nach dem System des Zweistimmenwahl-

rechts gewählt werden, hat Rheinland-Pfalz 

einen verhältnismäßig hohen Anteil an Un-

gültigwählern bei der Wahlkreisstimme und 

einen durchschnittlichen Anteil der Ungül-

tigwähler bei der Landesstimme. Nur die 

Thüringer gaben mit 5,1 % öfter ungültige 

Wahlkreisstimmen ab als die Rheinland-

Pfälzer mit 3,3 %. Bei den ungültigen Lan-

desstimmen liegt Rheinland-Pfalz mit 2,1 % 

im Mittelfeld.

Auch bei der Bundestagswahl 2005 hatte 

Rheinland-Pfalz unter den Ländern einen 

relativ hohen Anteil von Ungültigwählern. 

Nur die Saarländer wählten mit 2,7 % öfter 

mit ihrer Erststimme ungültig als die Rhein-

land-Pfälzer (2,4 %). Der Anteil der ungül-

tigen Zweitstimmen lag in Rheinland-Pfalz 

bei 2,1 %; häufiger gaben wiederum nur die 

Saarländer (2,5 %) und die Hessen (2,3 %) 

ungültige Zweitstimmen ab.

Niedrige Anteile 
an Ungültig-
wählern zu 
Landtagswahlen 
bei Einstimmen-
wahlrecht

Bundestagswahl
 2005

Land

Europawahl
 2004

Baden-Württemberg	 2006	 x	 1,3	 1,9	 1,7	 3,7
Bayern	 2003	 x	 1,5	 1,6	 1,2	 1,1
Berlin	 2001	 2,0	 1,3	 1,9	 1,6	 2,2
Brandenburg	 2004	 2,9	 2,1	 1,9	 1,7	 2,0
Bremen	 2003	 x	 1,2	 1,6	 1,5	 1,4
Hamburg	 2004	 x	 1,3	 1,3	 1,1	 1,8
Hessen	 2003	 3,0	 2,3	 2,3	 2,3	 2,9
Mecklenburg-Vorpommern	 2002	 2,8	 2,4	 2,0	 1,9	 5,3
Niedersachsen	 2003	 1,5	 1,3	 1,4	 1,3	 1,6
Nordrhein-Westfalen	 2005	 x	 1,1	 1,4	 1,3	 1,6
Rheinland-Pfalz	 2006	 3,3	 2,1	 2,4	 2,1	 4,5
Saarland	 2004	 x	 2,5	 2,7	 2,5	 6,6
Sachsen	 2004	 3,1	 1,8	 1,8	 1,8	 4,9
Sachsen-Anhalt	 2006	 3,0	 2,3	 2,3	 2,1	 6,7
Schleswig-Holstein	 2005	 2,9	 1,4	 1,5	 1,4	 1,8
Thüringen	 2004	 5,1	 4,1	 2,0	 1,8	 3,4

Ungültige Stimmen bei den Landtagswahlen, der Bundestagswahl 2005  
und der Europawahl 2004 nach LändernT4

Landtagswahl

ungültige
Stimmen

Anteil an den abgegebenen Stimmen in  %

ungültige
Zweit-

stimmen

ungültige
Erst-

stimmen

ungültige
Landes-
stimmen

ungültige
Wahlkreis-
stimmenWahljahr

Vergleichsweise 
hoher Anteil von 
Ungültigwählern 

in Rheinland-
Pfalz bei der 
Bundestags-

wahl 2005
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In allen Ländern – bis auf Bayern und Bre-

men – war der Anteil der ungültigen Stim-

men bei der Europawahl 2004 gegenüber 

der Bundestagswahl 2005 wesentlich höher. 

Auch gegenüber den Landtagswahlen wie-

sen die meisten Länder bei der Europawahl 

höhere Anteile an ungültigen Stimmen auf. 

Ausnahmen bildeten Bayern, Brandenburg 

und Thüringen. Während in Rheinland-Pfalz 

der Anteil der ungültigen Landes- bzw. 

Zweitstimmen bei den Landtags- und Bun-

destagswahlen in den letzten zehn Jahren 

zwischen 1,5 und 2,5 % lag, war der Anteil 

der ungültigen Stimmen bei der Europawahl 

2004 mit 4,5 % außerordentlich hoch.

Das von der Landtags- und Bundestags-

wahl abweichende Einstimmenwahlrecht 

kann diesen hohen Anteil nicht erklären, 

denn der Anteil der ungültigen Stimmen lag 

bei der Europawahl 1999 lediglich bei 2,5 %. 

Wahrscheinlicher ist, dass die Wähler mit 

ihrer ungültigen Stimme Protest ausdrücken 

wollten. Im Zeitraum zwischen den beiden 

Wahlen lag im Jahr 2002 die Einführung des 

Euro-Bargeldes und im Jahr 2004 die Er-

weiterung der Europäischen Union von 15 

auf 25 Mitgliedstaaten. In einigen anderen 

Bundesländern lag der Anteil der ungültigen 

Stimmen bei der Europawahl 2004 sogar 

noch höher als in Rheinland-Pfalz. Am häu-

figsten entschieden sich die Wählerinnen 

und Wähler in Sachsen-Anhalt mit 6,7 % für 

eine ungültige Stimmabgabe.

Fazit

Die Analyse der Stimmzettel hat gezeigt, 

dass die Abgabe von ungültigen Stimmen 

in den meisten Fällen bewusst geschieht. 

Die Wählerinnen und Wähler, die eine oder 

beide Stimmen ungültig abgeben, sind nicht 

politisch desinteressiert. Das Gegenteil ist 

der Fall; sie haben wohl überlegt ihre Stim-

me ungültig abgegeben und sind nur bereit, 

denjenigen Wahlkreiskandidaten und dieje-

nige Partei zu wählen, denen sie vertrauen. 

Insofern stellen sie ein Wählerpotenzial dar, 

das bei einer anderen Politik gültige Stim-

men abgeben wird.

Anteil der 
ungültigen 
Stimmen bei der 
Europawahl am 
größten

 

Romy Feldmann, Diplom-Kauffrau, 

ist Referentin im Referat Analysen 

und Prognosen, Forschungsdaten.
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Von Dr. Ludwig Böckmann und Thomas Kirschey

Wirtschaft in Rheinland-Pfalz

ifo Index im Mai rückläufig

Der ifo Geschäftsklimaindex für die ge-

werbliche Wirtschaft gilt als wichtiger qua-

litativer Frühindikator für die Konjunktur in 

Deutschland. Für seine Ermittlung befragt 

das Münchener ifo Institut monatlich 7 000 

Unternehmen.

Im Mai war der ifo Geschäftsklimaindex erst-

mals seit November 2005 wieder rückläufig. 

Der Rückgang fiel allerdings geringer aus, 

als viele Experten erwartet hatten. Der In-

dexwert sank nur leicht von 105,9 auf 105,6 

Punkte. Nach Einschätzung des ifo Instituts 

hat sich an den insgesamt positiven Kon-

junkturaussichten für Deutschland nichts 

geändert.

Die befragten Unternehmen zeigten sich 

auch im Mai mit ihrer gegenwärtigen Ge-

schäftslage zufrieden. Die Lageeinschät-

zung verbesserte sich von 106,4 auf 107,3 

Punkte. Weiter eingetrübt haben sich da

gegen die Geschäftserwartungen für die 

kommenden sechs Monate. Der Erwar-

tungsindex sank von 105,5 auf 104 Punkte. 

Dies ist allerdings keine Überraschung: Der 

hohe Ölpreis und der starke Euro verstärken 

den Wettbewerbsdruck für die deutschen 

Unternehmen.

Die Einschätzung der aktuellen Geschäfts

lage hat sich in allen vier Wirtschaftsberei-

chen, in denen Unternehmen befragt werden 

(Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptge

werbe, Groß- und Einzelhandel), verbes-

sert. Dies spricht für eine gute Konjunktur

entwicklung. Zugleich haben sich aber die 

Geschäftserwartungen in den vier Bereichen 

verschlechtert.

Höhere Auftragseingänge im  
verarbeitenden Gewerbe –  
starker Anstieg im Baugewerbe

Die Auftragseingänge sind quantitative Früh-

indikatoren der Konjunkturentwicklung; sie 

laufen der Konjunktur um mehrere Monate 

voraus. Die Beobachtung der Frühindika-

toren ermöglicht einen gewissen Ausblick 

auf die künftige konjunkturelle Entwicklung.

Da die Auftragseingänge des verarbeitenden 

Gewerbes, etwa aufgrund von Großaufträ-

gen, von Monat zu Monat stark schwanken 

können, wird zur Konjunkturbeurteilung der 

gleitende Drei-Monats-Durchschnitt heran-

gezogen.

Leichte Ein-
trübung der 
Stimmung in 
der deutschen 
Wirtschaft

Lageeinschät-
zung besser, 
Erwartungen 
schlechter als 
im April

Stand: 
Mai 

2006

ifo Geschäftsklima Deutschland 
ifo Konjunkturtest Gewerbliche Wirtschaft1)

Indexwerte: 2000 = 100

20062000 2001 2002 2003 2004 2005

Geschäftsklima Geschäftserwartungen

Beurteilung der Geschäftslage

110

1) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel
(saisonbereinigt).

Quelle: ifo Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München.

105

100

95

90

85

80

75

Bessere Lage-
einschätzung 
in allen vier 
Wirtschaftsbe-
reichen



358   Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz

Daten zur Konjunktur

06  2006

Deutliche 
Steigerung der 
Auftragsein
gänge sowohl 
aus dem Inland 
als auch aus 
dem Ausland

Im rheinland-pfälzischen verarbeitenden 
Gewerbe markierte der Anstieg der Auf-
tragseingänge gegenüber dem Vorjahr im 
Februar 2006 den höchsten Monatswert, 
der in den letzten Jahren beobachtet wurde. 
Nachdem bereits in den letzten drei Mona-
ten hohe Steigerungsraten von über 9 % 
registriert worden waren (9,1 bzw. 9,7 % im 
November und Dezember 2005 sowie 9,3 % 
im Januar 2006), belief sich der preisberei-
nigte Zuwachs im Februar 2006 gegenüber 
dem entsprechenden Vorjahresmonat auf 
10,9 %.

Die Auftragsentwicklung im verarbeitenden 
Gewerbe wurde im Februar 2006 erneut von 
Zuwächsen sowohl aus dem Inland als auch 
aus dem Ausland getragen. Wie schon zum 
Jahreswechsel im Dezember 2005 und Ja-
nuar 2006 stieg die heimische Nachfrage im 
Drei-Monats-Durchschnitt auch im Februar 
stärker als die Auslandsnachfrage. Bei den 
Bestellungen aus dem Inland wurde gegen-
über dem entsprechenden Vorjahresmonat 
ein Plus von 12,7 % registriert. Die Bestellun-
gen aus dem Ausland erhöhten sich im Feb-
ruar um 9,5 %. Im Januar hatte der Zuwachs 
an Aufträgen aus dem Inland bei 11,7 % und 
an Auslandsaufträgen bei 7,1 % gelegen.

Im Wirtschaftszweig „Herstellung von che-
mischen Erzeugnissen“ (Anteil am Umsatz 
des verarbeitenden Gewerbes: 32 %) erhöh-
ten sich im Februar 2006 die Auftragsein
gänge lediglich um 6,3 % gegenüber dem 
Februar des Vorjahres. Damit lag der Zu-
wachs auf dem niedrigsten Stand seit April 
2004. Im Januar 2006 war bei den Auf-
tragseingängen in der chemischen Indus-
trie noch ein Plus von 9,9 % zu verzeichnen, 
nach 10,4 % im Dezember. Während die Be-
stellungen aus dem Inland nur wenig schwä-
cher zunahmen als im Vormonat, bestimmte 
die deutlich geringere Steigerung bei den 
Auslandsaufträgen die Gesamtentwicklung 

in dieser Branche. Die Inlandsnachfrage er-

höhte sich im Februar um 8,5 %, nach 8,9 % 

im Januar. Die Zuwachsrate bei den Aufträ-

gen aus dem Ausland erreichte im Februar 

nur 5,2 %, nach 10,3 % im Vormonat.

Der Fahrzeugbau, der etwa 16 % zum 

Gesamtumsatz des verarbeitenden Ge-

werbes beisteuert, verbuchte im Februar 

2006 dagegen ein stärkeres Auftragsplus. 

Die Bestellungen nahmen gegenüber dem 

entsprechenden Vorjahresmonat real um 

10,6 % zu. Zuvor hatte es im Januar mit 

+6,3 % einen niedrigeren Zuwachs gege-

ben. Der Anstieg ist allein auf die Inlands-

aufträge zurückzuführen. Die inländische 

Nachfrage nach Fahrzeugen und Kom-

ponenten aus der heimischen Produktion 

stieg im Vergleich zum Vorjahresmonat um 

29,5 %. Im Januar hatte der Zuwachs sogar 

noch bei 36,7 % gelegen. Dagegen sind die 

Auftragseingänge aus dem Ausland weiter 

rückläufig; im Vorjahresvergleich sanken 

sie im Februar 2006 allerdings lediglich um 

1,2 %, nach einem deutlichen Minus von 

12,1 % im Vormonat.

In der Metallerzeugung und -verarbeitung 

(Umsatzanteil im verarbeitenden Gewerbe: 

11 %) stiegen die Auftragseingänge im Feb-

ruar 2006 gegenüber dem entsprechenden 

Vorjahresmonat um 11,8 %; der Zuwachs 

lag damit weiterhin im zweistelligen Bereich. 

Zwar kam die Zuwachsrate nicht ganz an 

die 12,3 % vom Dezember 2005 heran; sie 

war aber wieder höher als im Januar. Bei 

den Inlandsbestellungen kam es im Februar 

2006 zu einem Auftragsplus von 9,1 %, nach 

5,8 % im Vormonat. Gleichzeitig stiegen die 

Auslandsaufträge im Vorjahresvergleich mit 

+15,4 % etwas schwächer als im Januar 

(+16,7 %). Im Jahr 2005 hatten die Steige-

rungsraten von Oktober bis Dezember sogar 

jeweils über 20 % betragen.

Bestellungen 
aus dem Inland 
füllten die Auf-

tragsbücher im 
Fahrzeugbau

Steigende Auf-
tragseingänge 
aus dem In- und 
Ausland in der 
chemischen 
Industrie

Nachfrage-
steigerung 

in der Metall
erzeugung und 

-verarbeitung 
weiterhin im 

zweistelligen 
Bereich

Auftragsein-
gänge des 
verarbeitenden 
Gewerbes im 
Februar 2006 
gegenüber  
dem Vorjahr  
um 10,9% 
gestiegen
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Im Maschinenbau (Anteil am Umsatz des 
verarbeitenden Gewerbes: 9 %) stieg die 
Nachfrage im Februar 2006 im Vorjahresver-
gleich um 20,8 %. Nachdem es bereits seit 
September 2005 zweistellige Zuwachsraten 
gegeben hatte, war dies das mit deutlichem 
Abstand höchste Auftragsplus der letzten 
Jahre. Zuvor hatte der Anstieg von 14,9 % 
im Januar 2006 diesen Spitzenplatz inne. 
Die Inlandsaufträge nahmen im Februar ge-
genüber dem Vorjahresmonat um 8,8 % zu, 
nach 4,3 % im Januar. Die Auftragszahlen 
aus dem Ausland haben im Vorjahresver-
gleich – nach den deutlichen Zuwächsen 
von Oktober 2005 bis Januar 2006 – noch 
einmal angezogen. Im Februar wurde hier 
ein Plus von 28,2 % erreicht.

Im Bauhauptgewerbe ist der Drei-Monats-
Durchschnitt des Auftragseingangs im Feb-
ruar 2006 gegenüber dem Vorjahresmonat 
um 21,3 % gestiegen. Der Zuwachs fiel zwar 
geringer aus als noch im Januar mit +24,9 %, 
lag aber nach wie vor auf einem sehr hohen 
Niveau. Der gleitende Durchschnittswert 
wird allerdings – wie bereits im Vormonat – 
durch einige Großaufträge im Berichtsmonat 
Februar geprägt. Inwieweit sich die posi-
tive Entwicklung der letzten Monate – seit 
August 2005 gab es im Bauhauptgewer-
be Auftragssteigerungen gegenüber dem 
Vorjahr – fortsetzt, muss sich daher in den 
nächsten Monaten noch zeigen.

Die Entwicklung bei den Baugenehmigungen 
im Wohnungsbau wurde zum Jahreswech-
sel 2005/2006 durch die Abschaffung der 
Eigenheimzulage offensichtlich stark be-
einflusst, die vor Jahresende die Zahl der 
Bauanträge nochmals anschwellen ließ. Der 
deutliche Anstieg der Genehmigungen im 
Dezember 2005 (+42 %) und Januar 2006 
(+46,5 %) wurde im Februar mit einer Steige-
rung um 50,4 % gegenüber dem Vorjahres-
monat noch einmal übertroffen.

Leichte Umsatzsteigerung im Einzel­
handel – Einbußen im Großhandel und 
im Gastgewerbe

Die Handelsumsätze – vor allem die Einzel-
handelsumsätze – gelten als Einzelindika-
toren, die fast zeitgleich mit der Konjunktur 
laufen. Auch hier wird zur Konjunkturbeob-
achtung mit gleitenden Drei-Monats-Durch-
schnitten gearbeitet, um starke monatliche 
Schwankungen zu glätten.

Die Einzelhandelsumsätze weisen seit April 
vergangenen Jahres reale Zuwächse zwi-
schen 0,5 % im November und 2,2 % im 
September auf. Im Februar 2006 zeigte sich 
ein Plus von 0,7 % gegenüber dem Vorjah-
resmonat. Damit war die Zunahme etwas 
geringer als in den beiden Vormonaten. 
Im Dezember 2005 und Januar 2006 war 
es noch zu Umsatzsteigerungen von 1 % 
bzw. 0,9 % gekommen. Allerdings wurde 
die positive Entwicklung des gleitenden 
Drei-Monats-Durchschnitts ausschließlich 
von der deutlichen Umsatzsteigerung im 
Berichtsmonat Januar bestimmt. In den 
Berichtsmonaten Februar und März zeigten 
sich dagegen leichte Umsatzrückgänge im 
Vorjahresvergleich.

Im Großhandel sanken die realen Umsätze 
im Februar 2006 mit –0,3 % nicht mehr so 
stark wie in den vier Vormonaten. Von Okto
ber bis Januar hatten die Rückgänge noch 
zwischen 1,9 und 2,7 % gelegen. In den 
Monaten zuvor war es nur zu geringfügigen 
Umsatzveränderungen gekommen.

Im Gastgewerbe ist der Abwärtstrend un-
gebrochen. Die Umsätze in Hotels, Pensi-
onen, Gaststätten usw. verringerten sich im 
Februar 2006 gegenüber dem Februar des 
Vorjahres real um 3,8 %. Der Rückgang war 
damit wieder stärker als im Januar (–2,8 %) 
und lag auch noch über dem Umsatzverlust 
vom Dezember 2005 (–3,7 %). Mitte vergan-

Auftragsein-
gänge im 
Maschinenbau 
vor allem wegen 
des Auslands-
geschäfts 
deutlich im Plus

Zuwächse im 
Einzelhandel 

Stark steigende 
Auftragsein-
gänge im Bau-
hauptgewerbe 

Anhaltender 
Abwärtstrend im 

Gastgewerbe

Weiterhin deut-
liche Zunahme 
bei den Bauge-
nehmigungen

Umsatz-
rückgang im 
Großhandel
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genen Jahres waren die Umsätze im Gast-
gewerbe noch schwächer gesunken und im 
August sogar leicht gestiegen.

Verbraucherpreisindex im Mai 1,8 % 
höher als vor einem Jahr

Preisindizes – insbesondere der Index der 
Verbraucherpreise – gelten als Spannungs-
indikatoren, welche die „Erhitzung“ oder 
„Entspannung“ der Konjunktur anzeigen.

Der rheinland-pfälzische Verbraucherpreis-
index erreichte im Mai 2006 einen Wert von 
109,9. Im Vergleich zum Vormonat stieg er 
um 0,2 Prozentpunkte. Gegenüber dem Mai 
des Vorjahres hat sich der Verbraucherpreis-
index um 1,8 % erhöht. Damit ist die Teue-
rungsrate im Jahresvergleich genauso hoch 
wie im Mai 2005. In den Monaten seither 
wurde die 2 %-Marke zweimal erreicht und 
achtmal übertroffen. Lediglich im März 2006 
war der Preisanstieg mit +1,7 % etwas ge-
ringer ausgefallen. Im Bereich „Alkoholische 
Getränke und Tabakwaren“ zogen die Preise 
gegenüber Mai 2005 um 4,2 % an. Weitere 
überproportionale Steigerungen gab es 
vor allem in den Bereichen „Verkehr“ (+4 %) 
sowie „Wohnung, Wasser, Strom, Gas u. a. 
Brennstoffe“ (+3,4 %). Ohne die Verteuerung 
der Haushaltsenergie wäre der Verbraucher-
preisindex binnen Jahresfrist lediglich um 
1 % gestiegen. Rückläufige Preise im Vorjah-
resvergleich waren dagegen für „Bekleidung 
und Schuhe“ mit –0,7 %, im Bereich „Frei-
zeit, Unterhaltung und Kultur“ mit –2 % sowie 
insbesondere im Bereich „Nachrichtenüber-
mittlung“ mit –3,3 % zu verzeichnen.

Starker Rückgang der Arbeitslosigkeit 
im Mai

Die Zahl der Arbeitslosen ist ein nachlau-
fender Indikator, der weniger über die künf-
tige konjunkturelle Entwicklung aussagt, 

dafür aber einen wichtigen Gesamtindikator 
für die Wirtschaftspolitik darstellt.

Die Zahl der Arbeitslosen hat sich in Rhein-
land-Pfalz auch als Folge einer verspäteten 
Frühjahrsbelebung weiter deutlich verrin-
gert. Mitte Mai waren im Land rund 163 800 
Frauen und Männer ohne Arbeit. Das waren 
knapp 9 800 oder 5,6 % weniger als im April. 
Im Vergleich zum entsprechenden Vorjahres-
monat sank die Zahl der Arbeitslosen um fast 
15 100 Personen oder 8,4 %.

Die Arbeitslosenquote, die den Anteil der Ar-
beitslosen an allen zivilen Erwerbspersonen 
angibt, belief sich im Mai 2006 auf 8 % und 
ist damit im Vergleich zum April um 0,6 Pro-
zentpunkte gesunken. Vor einem Jahr hatte 
die Quote bei 8,9 % gelegen.

Diese erfreuliche Entwicklung am Arbeits-
markt ist aber nicht mehr nur auf jahres-
zeitlich bedingte Einflüsse zurückzuführen, 
sondern liegt nach Einschätzung der Regi-
onaldirektion Rheinland-Pfalz-Saarland der 
Bundesagentur für Arbeit auch darin begrün-
det, dass viele Unternehmen wieder zu Ein-
stellungen bereit sind. Allerdings profitierten 
von der positiven Entwicklung in erster Linie 
die Kurzzeitarbeitslosen, deren Zahl gegen
über Mai 2005 um 8 600 sank. Die berufliche 
Integration der Langzeitarbeitslosen bleibt 
dagegen nach wie vor schwierig. Besonders 
kräftig war mit –17,3 % der Rückgang bei den 
unter 25-jährigen Arbeitslosen, während 
in der Altersgruppe der 55-Jährigen und  
Älteren die Veränderung gegenüber dem 
Vorjahr mit –3,6 % deutlich niedriger ausfiel.

Zahl der Ar-
beitslosen im 
Mai deutlich 

gesunken

Teuerungsrate 
wieder unter der 
2%-Marke

Vor allem Kurz-
zeitarbeitslose 

profitierten 
von positiver 

Entwicklung am 
Arbeitsmarkt 
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STATISTISCHE BERICHTE

Gewerbeanzeigen, Unterneh-

men und Arbeitsstätten, Insol-

venzen

Gewerbeanzeigen im Februar 2006

Bestellnr.: D1023 200602

Produzierendes Gewerbe, Hand-

werk

Verarbeitendes Gewerbe sowie 

Bergbau und Gewinnung von Stei-

nen und Erden 2005

Bestellnr.: E1013 200500

Index des Auftragseingangs für das 

verarbeitende Gewerbe im März 

2006

Bestellnr.: E1033 200603

Elektrizitäts- und Wärmeerzeugung 

der Kraftwerke der allgemeinen Ver-

sorgung im Februar 2006

Bestellnr.: E4023 200602

Wohnungswesen, Bautätigkeit

Baugenehmigungen im Jahr 2005

Bestellnr.: F2023 200500

Baugenehmigungen im März 2006

Bestellnr.: F2033 200603

Bauüberhang am 31. Dezember 

2005

Bestellnr.: F2063 200500

Handel, Tourismus, Gastgewerbe

Aus- und Einfuhr im Februar 2006

Bestellnr.: G3023 200602

Verkehr

Straßen des überörtlichen Verkehrs 

am 1. Januar 2006

Bestellnr.: H1113 200600

Güterkraftverkehr deutscher Last-

kraftfahrzeuge 2005

Bestellnr.: H1123 200500

Straßenverkehrsunfälle 2005

Bestellnr.: H1013 200500

Preise und Preisindizes

Verbraucherpreisindex in Rheinland-

Pfalz und Deutschland im April 2006

Bestellnr.: M1013 200604

Umwelt

Öffentliche Wasserversorgung 2004

Bestellnr.: Q1023 200401

Waren und Dienstleistungen für den 

Umweltschutz 2004

Bestellnr.: Q3023 200400

Querschnittsveröffentlichungen

Daten zur Konjunktur im Januar 2006

Bestellnr.: Z1013 200601

SONSTIGE  
VERÖFFENTLICHUNGEN

Faltblätter

• Fremdenverkehr 2005/2006

• Landwirtschaft 2005/2006

• Weinbau 2005/2006

• Wirtschaft 2005/2006

(kostenfreier Download unter  

www.statistik.rlp.de)

Gemeinschaftsveröffentli-

chungen der statistischen Ämter 

des Bundes und der Länder

E-Mail-Versand (kostenfrei):  

Erwerbstätige in den kreisfreien 

Städten und Landkreisen der Bun-

desrepublik Deutschland 1991 bis 

2004 – Ergebnisse der Revision 

2005 – Reihe 2 Kreisergebnisse, 

Band 1 Erwerbstätige

Bestellnr.: A6015E 200400

E-Mail-Versand:  

Verzeichnis der Krankenhäuser 

und Vorsorge- oder Rehabilitations

einrichtungen in Deutschland 

– Krankenhausverzeichnis –  

Stand: 31.12.2004

Mai
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Verzeichnis der Krankenhäuser und Vorsorge- oder Rehabili

tationseinrichtungen in Deutschland  

Mit Stand vom 31.12.2004 steht ein aktualisiertes „Verzeichnis der Kran-

kenhäuser und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen in Deutsch-

land“ in digitaler Form als ZIP-Datei zur Verfügung. Das Dateiformat Excel 

ermöglicht den Nutzern eine vielfältige, auf die individuellen Bedürfnisse 

abgestimmte Recherche auf dem Gebiet der stationären Gesundheits-

versorgung. 

Das Verzeichnis enthält Informationen zu Name und Adresse, Telefon- und 

Telefaxnummer, E-Mail- und Internetadresse der Einrichtungen, Name 

und Art des Trägers sowie Anzahl der aufgestellten Betten nach Fachab-

teilungen (bei Krankenhäusern zusätzlich Anzahl der Tages- und Nachtkli-

nikplätze). Diese Informationen basieren auf den Meldungen zur amtlichen 

Krankenhausstatistik für das Berichtsjahr 2004.

Die Veröffentlichung kann zum Preis von 49 Euro per E-Mail bezogen  

werden.

Gemeinschaftsveröffentlichung der statistischen Ämter des Bundes und der Länder

Die Veröffentlichungen können beim Statistischen Landesamt, Vertrieb der 
Veröffentlichungen, 56128 Bad Ems, bestellt werden. Telefon: 02603 71-2450, 
Telefax: 02603 71-194322, E-Mail: vertrieb@statistik.rlp.de. 

Unter der Internetadresse www.statistik.rlp.de steht die überwiegende Zahl 
der aktuellen Statistischen Berichte zum kostenlosen Download zur Verfü-
gung. Zudem sind die Neuerscheinungen der letzten acht Wochen und das 
wöchentlich aktualisierte Verzeichnis aller Veröffentlichungen abrufbar.
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